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Die Arbeitshilfe erläutert die Regelungen des Bun-
des-Bodenschutzgesetzes vom 17. 03. 1998 und
die der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung vom 12. 07.1999 in einer zusammenfüh-
renden und themenbezogenen Darstellung. Auf
Grundlage der gesetzlichen Bestimmungen des
Bundes-Bodenschutzgesetzes liegt der Schwer-
punkt insbesondere auf der Umsetzung der in der
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung
konkretisierten Regelungen mit dem Ziel, eine
transparente, nachvollziehbare und einheitliche
Bearbeitung von Verdachtsflächen und schäd-
lichen Bodenveränderungen sowie von altlast-
verdächtigen Flächen und Altlasten in Baden-
Württemberg zu gewährleisten.

Die Arbeitshilfe wendet sich an alle, die mit der
systematischen Bearbeitung von schädlichen
Bodenveränderungen/Altlasten befasst sind, ins-
besondere an Behörden und Fachbüros. 

Anhand von Ablaufdiagrammen, die in den je-
weiligen Kapiteln näher erläutert werden, werden
die Regelungen des stofflichen Bodenschutzes
und der Altlastenbearbeitung dargestellt. Die
einzelnen, stufenweise aufeinander aufbauenden
Untersuchungsschritte werden wirkungspfadbe-
zogen und die Vorgehensweise bei der Bewertung
der Ergebnisse nach jeder Untersuchungsstufe
dargestellt.

Ablaufdiagramme zur Durchführung der Sanie-
rungsuntersuchung und Sanierungsplanung so-
wie zur Gefahrenabwehr schließen sich daran an.

Kapitel 1 und 2 der Arbeitshilfe behandeln die
Zielsetzung, den inhaltlichen Aufbau sowie die
Grundlagen der Bodenschutz- und Altlastenbe-
arbeitung mit Bezug auf landesrechtliche Rege-
lungen in Baden-Württemberg.

In Kapitel 3 wird die Strategie zur stufenweisen
Bearbeitung entwickelt, die den übergeordneten
Rahmen und die Zusammenhänge zwischen Un-
tersuchung und Bewertung sowie die Maßnahmen
zur Gefahrenabwehr darstellt. 

In den Kapiteln 4 bis 9 werden die Vorgaben der
Verordnung zur Sachverhaltsermittlung sowie zur
Abwehr von Gefahren behandelt. 

In den Ablaufdiagrammen zu den jeweiligen Ka-
piteln wird auf relevante Unterlagen, wie z.B. DIN-
Normen, verwiesen, die für die Probennahme-
planung und die Bearbeitung von schädlichen
Bodenveränderungen und Altlasten besonders
wichtig sind. Damit wurde versucht, die verstreu-
ten Regelungen auf die für die Praxis wesent-
lichen Themenschwerpunkte zu konzentrieren
und eine zusammenfassende Darstellung zu ge-
währleisten.

Zusammenfassung
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Der Boden als wichtiger Bestandteil des Natur-
haushaltes dient beispielsweise als Puffer im
Wasser- und Stoffkreislauf und wichtiger Schad-
stofffilter für das Grundwasser. Mit seiner natür-
lichen Ertragsfähigkeit bildet er die Grundlage 
für Land- und Forstwirtschaft. Stoffliche Einträge
und Verunreinigungen, Veränderung der Boden-
struktur sowie zunehmende Überbauung und
Versiegelung beeinträchtigen die Funktionen des
Bodens.

Mit Inkrafttreten des Bundes-Bodenschutzge-
setzes (BBodSchG) und des untergesetzlichen
Regelwerkes der Bundes-Bodenschutz- und Alt-
lastenverordnung (BBodSchV) sind bundesweit
einheitliche Maßstäbe für die Abwehr von Boden-
verunreinigungen und die Durchführung der Ge-
fahrenabwehr festgelegt worden.

Ziel des Gesetzes ist sicherzustellen, dass be-
stehende Belastungen beseitigt und künftige
Belastungen vermieden werden.

Die vorliegende Arbeitshilfe ist Teil der systema-
tischen Bearbeitung von Verdachtsflächen (VF)
und schädlichen Bodenveränderungen (SBV) so-
wie von altlastverdächtigen Flächen und Altlasten
in Baden-Württemberg.

Auf die in Baden-Württemberg vorliegenden um-
fangreichen Regelungen des Bodenschutzes und
der Altlastenbearbeitung wird an entsprechender
Stelle verwiesen.

Die Vorgehensweise für schädliche Bodenver-
änderungen und Altlasten ist prinzipiell identisch;
für Altlasten bestehen lediglich weitergehende
Regelungen zur Durchführung von Sanierungs-
untersuchungen und Sanierungsplanung. Den
Ländern bleibt die Möglichkeit diese altlasten-
spezifischen Regelungen des Dritten Teils des
BBodSchG überwiegend auch auf schädliche
Bodenveränderungen zu erweitern.

Unter stofflichem Bodenschutz wird in der Ar-
beitshilfe im Wesentlichen die Untersuchung und
Sanierung von schädlichen Bodenveränderun-
gen und Altlasten aufgrund von Schadstoffen
verstanden.

Der Schwerpunkt der Arbeitshilfe liegt auf der
Umsetzung der Regelungen der BBodSchV.

Ziel der vorliegenden Arbeitshilfe ist es,

• die Umsetzung rechtlicher Vorgaben von
BBodSchG/BBodSchV bei der Bearbeitung
von Verdachtsflächen/altlastverdächtigen
Flächen/Altlasten und schädlichen Boden-
veränderungen transparent und nachvoll-
ziehbar darzustellen,

• die einheitliche und nachvollziehbare Sys-
tematik aufzuzeigen,

• relevante Unterlagen zur Fallbearbeitung
bereitzustellen. 

Sie wendet sich an alle, die mit der systema-
tischen Bearbeitung von schädlichen Bodenver-
änderungen/Altlasten befasst sind, insbesondere
an Behörden und Fachbüros.

1 Zielsetzung

Abb. 1: Einordnung der Arbeitshilfe in die Be-
lange des Bodenschutzes
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Mit Inkrafttreten des BBodSchG und der
BBodSchV ist für die Bearbeitung von Ver-
dachtsflächen/schädlichen Bodenveränderungen
und altlastverdächtigen Flächen/Altlasten eine
bundesweit einheitliche Grundlage geschaffen
worden. Soweit Spielräume bestehen, können
ergänzende landesrechtliche Regelungen erlas-
sen werden. 

Die Umsetzung der rechtlichen Vorgaben zum
stofflichen Bodenschutz erfordert zunächst die
Erläuterung wichtiger Begriffe und Zusammen-
hänge.

Die Gefahrenermittlung und Gefahrenabwehr 
der durch schädliche Bodenveränderungen oder
Altlasten verursachten Verunreinigungen erfolgt
nach dem BBodSchG.

2 Grundlagen

Zentrale Begriffe in § 2 des BBodSchG: 

Schädliche Bodenveränderung: Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Ge-
fahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für 
den Einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen.

Verdachtsflächen: Grundstücke, bei denen der Verdacht schädlicher Bodenverände-
rungen besteht.

Altlasten: Altlasten im Sinne dieses Gesetzes sind

1. stillgelegte Abfallbeseitigungsanlagen sowie sonstige Grund-
stücke, auf denen Abfälle behandelt, gelagert oder abgelagert
worden sind (Altablagerungen) und

2. Grundstücke stillgelegter Anlagen und sonstige Grundstücke, 
auf denen mit umweltgefährdenden Stoffen umgegangen wor-
den ist, ausgenommen Anlagen, deren Stilllegung einer Geneh-
migung nach dem Atomgesetz bedarf (Altstandorte),

durch die schädliche Bodenveränderungen oder sonstige Gefahren
für den Einzelnen oder die Allgemeinheit hervorgerufen werden. 

Altlastverdächtige Flächen: Altlastverdächtige Flächen im Sinne dieses Gesetzes sind Altab-
lagerungen und Altstandorte, bei denen der Verdacht schädlicher
Bodenveränderungen oder sonstiger Gefahren für den Einzelnen
oder die Allgemeinheit besteht.
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Die BBodSchV ist folgendermaßen aufgebaut:

• Allgemeine Vorschriften (Teil 1)

• Untersuchung und Bewertung (Teil 2)

• Ergänzende Vorschriften für Altlasten
(Teil 4)

• Gefahrenabwehr (Teil 3, 5)

• Erosion durch Wasser (Teil 6)

• Vorsorge einschließlich Materialeinbau 
(Teil 7)

sowie die Anhänge:

• Anforderungen an die Probennahme,
Analytik und Qualitätssicherung bei der
Untersuchung (Anhang 1)

• Maßnahmen-, Prüf- und Vorsorgewerte
(Anhang 2)

• Anforderungen an Sanierungsuntersu-
chungen und den Sanierungsplan (An-
hang 3)

• Untersuchung der Erosion durch Wasser
(Anhang 4)

Die hervorgehobenen Teile werden in der vor-
liegenden Arbeitshilfe betrachtet.

Das stufenweise Vorgehen bei der Gefähr-
dungsabschätzung ist wesentlicher Bestandteil
der BBodSchV. Die Grundlagen hierfür sind im
BBodSchG gelegt. Die Gefährdungsabschät-
zung wird gestuft durch den mit jedem Unter-
suchungsschritt wachsenden Wissens- und Er-
kenntnisstand.

Zu Beginn der Bearbeitung ist zu prüfen, ob
Anhaltspunkte für eine schädliche Bodenverän-
derung oder Altlast vorliegen. Liegen Anhalts-
punkte aus der Erfassung oder aus sonstigen
Erkenntnissen vor, prüft die Behörde diesen

Anfangsverdacht. Bestätigt diese Prüfung den
Anfangsverdacht, so ermittelt die zuständige
Behörde im Rahmen einer orientierenden Unter-
suchung, ob konkrete Anhaltspunkte einen hin-
reichenden Gefahrenverdacht begründen. Diese
ersten Untersuchungsschritte erfolgen regel-
mäßig auf Kosten der zuständigen Behörde.

Die Bearbeitung der Fälle erfolgt i.d.R. nach 
einer Prioritätenliste.

Die weiteren Untersuchungen zur abschließen-
den Gefährdungsabschätzung erfolgen im Rah-
men der Detailuntersuchung durch den Sa-
nierungspflichtigen. Dieser trägt die Kosten der
Detailuntersuchung. Bestätigt sich der Verdacht
jedoch nicht, besteht eine Kostenerstattungs-
pflicht durch die Behörde, wenn der Störer den
Verdacht nicht zu vertreten hat.

Spezielle Regelungen für Altlasten enthält der
Dritte Teil des BBodSchG. Solange auf Länder-
ebene keine ergänzenden Regelungen erlassen
werden, z.B. in Form eines neuen Landes-Bo-
denschutz- und Altlastengesetzes, gilt der Dritte
Teil nicht für schädliche Bodenveränderungen.
Sind bei Altlasten Sanierungsmaßnahmen erfor-
derlich, können unter den Voraussetzungen des 
§ 13 BBodSchG den Sanierungspflichtigen Sa-
nierungsuntersuchungen und die Erstellung
eines Sanierungsplanes aufgegeben werden.
Der Sanierungsplan bildet die Grundlage für die
zur Gefahrenabwehr zu ergreifenden Maßnah-
men. Zur Beschleunigung des Genehmigungsver-
fahrens schließt ein verbindlich erklärter Sanie-
rungsplan die Entscheidung anderer beteiligter
Behörden ein (Konzentrationswirkung). Der Sanie-
rungsplan kann von der Behörde im Rahmen eines
Verwaltungsaktes für verbindlich erklärt werden.

Die abschließende Bewertung der Ergebnisse 
zur Prüfung der Rechtsfragen, zur Ermessens-
ausübung und Entscheidung erfolgt durch die
zuständige Behörde.
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3.1. Grundlagen

Das stufenweise Vorgehen bei der Gefährdungs-
abschätzung und Gefahrenabwehr von Ver-
dachtsflächen und schädlichen Bodenverände-
rungen sowie altlastverdächtigen Flächen und
Altlasten ist geprägt vom Wechsel zwischen
Untersuchungs- und Bewertungsschritten.

Der dazu erforderliche Wissens- und Erkenntnis-
stand bestimmt den jeweiligen Untersuchungs-
umfang. Im Rahmen der Gefährdungsabschät-
zung soll festgestellt werden, inwieweit eine

Beeinträchtigung natürlicher Bodenfunktionen
und Nutzungen im Hinblick auf das Wohl des
Einzelnen und der Allgemeinheit vorliegt.

Eine Beeinträchtigung der Schutzgüter Mensch,
Nutzpflanze und Grundwasser kann dann ent-
stehen, wenn eine Wirkung von Schadstoffen 
auf sie ausgeht. Unterschieden werden deshalb
die Wirkungspfade (vgl. Abb. 2)

Boden – Mensch,
Boden – Nutzpflanze,
Boden – Grundwasser.

3 Strategie

Abb. 2: Schematische Darstellung der Wirkungspfade und Orte der Probennahme
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Ob ein Schadstoff seinen Weg zum Schutzgut
findet, hängt von den Expositionsbedingungen,
d.h. den örtlichen Gegebenheiten und der Grund-
stücksnutzung ab. Diese sind bei der Bewertung
zu berücksichtigen.

Vor allem durch den Nutzungsbezug bekommen
Flächen zum Anbau von Nutzpflanzen und Sied-
lungsflächen eine stärkere Gewichtung gegen-
über nicht vom Menschen genutzten Flächen. 
Die Bewertung der Beeinträchtigung auf solchen
Flächen hängt wiederum von der Art der Nutzung
ab. Beim Anbau von Nutzpflanzen wird deshalb
weiter unterschieden zwischen Ackerbau-, Nutz-
garten- und Grünlandflächen, in Siedlungsgebie-
ten zwischen Kinderspielflächen, Wohngebieten,

Park- und Freizeitanlagen sowie Industrie- und
Gewerbegebieten.

Die Bewertung einer Beeinträchtigung des Bo-
dens im Hinblick auf die Auswirkungen auf das
Grundwasser ist unabhängig von Nutzungen.

Der Ort der Bewertung einer möglichen Wirkung
eines Schadstoffes ist der Ort der Beurteilung.
So wird bei der Untersuchung von Bodenbe-
lastungen im Hinblick auf den Wirkungspfad
Boden – Mensch der Boden untersucht, der in-
halativ, oral oder dermal aufgenommen werden
kann. Besondere Berücksichtigung findet dieser
Ort der Beurteilung beim Wirkungspfad Boden –
Grundwasser durch die Sickerwasserprognose.
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Damit eine einheitliche Bearbeitung von Ver-
dachtsflächen/schädlichen Bodenveränderungen
und altlastverdächtigen Flächen/Altlasten in der
Praxis erfolgt, sind gleichartige, strategische
Abläufe von besonderer Wichtigkeit. Von der Er-
fassung bis hin zur Gefahrenabwehr wird abge-
stuft vorgegangen. Tafel 1 zeigt diese Abfolge 
von Untersuchungs- und Bewertungsschritten.
Das generelle Ablaufschema zeigt bereits auch
Möglichkeiten des Ausstiegs aus der Bearbeitung,
und zwar dann, wenn Verdachtsmomente aus-
geräumt wurden, bzw. dann, wenn Fälle einfacher
Art vorliegen.

Dieses Grundgerüst bildet auch den Rahmen 
für die in Kapitel 4 – 8 jeweils näher betrachteten
Einzelschritte der wirkungspfadbezogenen Unter-
suchung und Bewertung bis hin zur Gefah-
renabwehr.

Wichtig für die Bearbeitung sind auch die Zu-
ständigkeiten und Verknüpfungen zwischen den
Beteiligten.

Die ersten beiden Bearbeitungsschritte, Erfas-
sung und orientierende Untersuchung fallen in
die Zuständigkeit der Behörde, die am Ende der
orientierenden Untersuchung konkrete Anhalts-
punkte für den hinreichenden Verdacht einer

schädlichen Bodenveränderung oder Altlast hat,
oder den Verdacht ausräumen konnte.
Die darauffolgende Detailuntersuchung hat der
Störer durchzuführen. Die Bewertung dieser
abschließenden Gefährdungsabschätzung führt
entweder zu Maßnahmen der Gefahrenabwehr, 
für Altlasten zur Sanierungsuntersuchung und
Sanierungsplanung oder zum Ausräumen des
Verdachts. Die abschließende Bewertung erfolgt
durch die zuständige Behörde, ebenso die Ent-
scheidung über die Verbindlichkeit des Sanie-
rungsplanes für Altlasten.

Maßnahmen zur Gefahrenabwehr leistet der
Verpflichtete.
Ausnahmen von diesen Zuständigkeiten sind
möglich und werden in den jeweiligen Kapiteln
näher behandelt.

Die Durchführung von Maßnahmen durch Ver-
pflichtete unterliegt der allgemeinen behördli-
chen Überwachung (BBodSchG § 15). Die Be-
hörde kann nach § 15 Abs. 2 auch eine Eigen-
überwachung durch Anordnung von Maßnahmen
zur Eigenkontrolle verlangen (vgl. Kap. 9).

Die bisherige stufenweise Bearbeitung von Alt-
lasten in Baden-Württemberg fügt sich in die
Abläufe nach BBodSchG ein.

3.2 Handlungsabläufe



3.2 Handlungsabläufe© LfU 15

Die begrifflichen Synonyme der bisherigen Bearbeitungsstufen in Baden-Württemberg im Vergleich zu
den Untersuchungsstufen nach BBodSchG/BBodSchV sind nachfolgend aufgeführt.

Bearbeitungsstufen Baden-Württemberg BBodSchG

HISTE, ErHISTE,
E0-1 Historische Erkundung Erfassung

E1-2 Orientierende Erkundung Orientierende Untersuchung
=̂

Sachverhaltsermittlung gemäß § 9 (1)

E2-3 Nähere Erkundung Detailuntersuchung
=̂

abschließende Gefährdungs-
abschätzung gemäß § 9 (2) 

E3-4 Eingehende Erkundung für Sanie-
rungsmaßnahmen/Sanierungs- Sanierungsuntersuchung
vorplanung

Sanierungsplanung

Sanierungsdurchführung

Den bisherigen Beweisniveaus der Altlastenbearbeitung in Baden-Württemberg sind die Anforderungen
nach BBodSchG/BBodSchV wie folgt gegenüberzustellen:

Beweisniveau (BN) Baden-Württemberg BBodSchG

BN0 (Vorklassifizierung) ––

BN1 Anhaltspunkte liegen vor
ja/nein

BN2 hinreichender Verdacht aufgrund
konkreter Anhaltspunkte

ja/nein 

BN3 SBV oder Altlast liegt vor
ja/nein

BN4 Entscheidung über Maßnahmenkonzept
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Ablaufschema stufenweise Bearbeitung

Tafel 1
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Gemäß BBodSchG – Dritter Teil – können die
Länder die Erfassung der Altlasten und altlast-
verdächtigen Flächen regeln und nach § 21 be-
stimmen, dass diese Regelungen auch für be-
stimmte Verdachtsflächen gelten. Länderspezi-
fisch besteht damit die Möglichkeit die Erfassung
der Verdachtsflächen und schädlichen Boden-
veränderungen in einem Bodenschutz- und Alt-
lastenkataster zu berücksichtigen.

Nähere Einzelheiten zu Anhaltspunkten für SBV
regelt die BBodSchV in § 3 Abs. 1 – 3.

Anhaltspunkte für Altlasten und für schädliche
Bodenveränderungen sind:

• der Umgang mit Schadstoffen auf einem
Grundstück über einen längeren Zeitraum
oder in erheblicher Menge
und wenn
die Betriebs-, Bewirtschaftungs- oder Ver-
fahrensweise oder Störungen des bestim-
mungsmäßigen Betriebes nicht unerheb-
liche Einträge solcher Stoffe in den Boden
vermuten lassen.

• Die Art des Betriebes oder Zeitpunkt der
Stilllegung legen den Verdacht nahe, dass
Abfälle nicht sachgerecht behandelt, gela-
gert oder abgelagert wurden oder werden.

Anhaltspunkte für schädliche Bodenverände-
rungen (s. Abb. 3) ergeben sich insbesondere
durch Hinweise auf

• Schadstoffeinträge über einen längeren
Zeitraum und in erheblicher Menge über die
Luft oder Gewässer,

• das Aufbrinen erheblicher Frachten an Ab-
fällen oder Abwässer auf Böden,

• erhöhte Schadstoffgehalte in Nahrungs-
oder Futterpflanzen am Standort,

• das Austreten von Wasser mit erheblichen
Frachten an Schadstoffen aus Böden und
Altablagerungen,

• erhebliche Bodenabträge und -ablagerun-
gen durch Wasser und Wind (nichtstoffliche
schädliche Bodenveränderungen),

• erhebliche Freisetzung naturbedingt erhöh-
ter Gehalte an Schadstoffen in Böden

4 Erfassung
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Im Rahmen der Erfassung können auch Er-
kenntnisse aufgrund von Erfahrungswerten aus
Vergleichssituationen mit einbezogen werden.

In Baden-Württemberg stehen für die Altlasten-
bearbeitung 2 Erfassungsverfahren zur Verfü-
gung. Zum einen die flächendeckende histori-
sche Erhebung, die der Feststellung, Lokalisie-
rung von altlastverdächtigen Flächen dient, und
zum anderen die historische Erkundung, die

einzelfallspezifisch das Zusammentragen aller
verfügbaren Informationen zum Ziel hat.

Während die flächendeckende Erhebung ein rei-
nes Erfassungsverfahren ist, kann die historische
Erkundung auch Bestandteil der orientierenden
bzw. Detailuntersuchung sein. Dies kann z.B. dann
der Fall sein, wenn im Rahmen der Detailunter-
suchung Messungen im Grundwasserabstrom
einen Schadstoffeintrag auf dem Grundstück an-

Abb. 3:Schematische Darstellung von Anhaltspunkten für schädliche Bodenveränderungen
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zeigen, der Einwirkungsbereich aber noch nicht
feststeht.

Zu den Ergebnissen der Erfassung soll der Gut-
achter eine fachtechnische Beurteilung vorneh-
men.

Die Beurteilung der Erfassungsergebnisse erfolgt
durch die zuständige Behörde.

Für die Beurteilung und Priorisierung altlast-
verdächtiger Flächen steht das Instrument der
Vorklassifizierung/Erstbewertung zur Verfügung.

Anhaltspunkte können auch aus folgenden Un-
tersuchungen/Unterlagen gewonnen werden:

• Prüfen von Abfallverwertungsvorhaben
durch das Amt für Landwirtschaft, Land-
schafts- und Bodenkultur und Abfallrechts-
behörden

• Historische Erhebung altlastverdächtiger
Flächen (Einstufung als „E-Fall“ bei alt-
lastverdächtigen Flächen bedeutet, dass
Anhaltspunkte 
im Sinne der BBodSchV vorliegen)

• Betriebsbegehungen von Gewerbeaufsicht,
WKD und Gesundheitsbehörde

• Ortsbegehungen

• Branchenkatalog altlastverdächtiger Flä-
chen

• Schadens-/Störfallmeldungen

Hinweis:

Anhaltspunkte begründen einen Anfangsver-
dacht auf schädliche Bodenveränderungen
und Altlasten, wenn Beeinträchtigungen der
Bodenfunktionen erwarten lassen, dass Gefah-
ren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Be-
lästigungen für den Einzelnen oder die Allge-
meinheit bestehen.

Der Altlastenbegriff umfasst darüber hinaus
auch sonstige Gefahren (z.B. Standsicherheit
bei Altablagerungen).
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5.1 Allgemeines

Begriffsbestimmung § 2 BBodSchV:
„Örtliche Untersuchungen, insbesondere Mes-
sungen auf der Grundlage der Ergebnisse der
Erfassung zum Zwecke der Feststellung, ob der
Verdacht einer schädlichen Bodenveränderung
oder Altlast ausgeräumt ist oder ein hinreichen-
der Verdacht im Sinne von § 9 Abs. 2 Satz 1 des
BBodSchG besteht“.

Das heißt:

• Ergebnisse der Erfassung bilden die Grund-
lage.

• Untersuchungen müssen vor Ort erfolgen.
I.d.R. werden die Untersuchungen durch
Messungen durchgeführt. Aber auch sonsti-
ge Wahrnehmungen, wie organoleptische
Feststellungen, Schädigungen der Vegeta-
tion können dazu herangezogen werden.

• Ziele: Verdacht ausräumen,
hinreichenden Verdacht bestätigen.

• Orientierende Untersuchungen sind gemäß
§ 9 Abs. 1 BBodSchG von der zuständigen
Behörde durchzuführen.

Orientierende Untersuchung =̂Sachverhalts-
ermittlung

Orientierende Untersuchung und Bewertung
=̂ Gefahrverdachtsermittlung

Der Untersuchungsumfang beschränkt sich
damit auf die Verifizierung bzw. Ausräumung
des Anfangsverdachtes.

• Informationspflicht BBodSchG § 9 (1):

„...Der Grundstückseigentümer und wenn die-
ser bekannt ist, auch der Inhaber der tatsäch-
lichen Gewalt, sind über die getroffenen Fest-
stellungen und über die Ergebnisse der Bewer-
tung auf Antrag schriftlich zu unterrichten“.

Vor der Ausarbeitung des Probennahmeplanes für
die Untersuchungsfläche und der Durchführung
der orientierenden Untersuchung sind die mög-
lichen Wirkungspfade und Nutzungen zu be-
trachten und deren Relevanz für den Einzelfall
festzustellen. 

Es gilt festzustellen, ob es ausgehend von der
Schadstoffquelle über Aufnahmepfade eine mög-
liche Wirkung auf ein Schutzgut gibt.

Dieser Pfad wird Wirkungspfad genannt. Es gibt
drei Wirkungspfade, ausgehend von der Schad-
stoffquelle im Boden:

Wirkungspfad Boden-Mensch
Wirkungspfad Boden-Nutzpflanze
Wirkungspfad Boden-Grundwasser

Untersucht werden nur Wirkungspfade mit mög-
licher Exposition. D.h., werden z.B. schädliche
Bodenveränderungen oder Altlasten durch
Schwermetalle unterhalb einer vollständig ver-
siegelten und planungsrechtlich zulässigen Park-
fläche vermutet, so besteht für den Wirkungspfad
Boden-Mensch keine Relevanz, da die vorliegen-
den Expositionsbedingungen keine Gefährdung
anzeigen.

5 Orientierende Untersuchung
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Wirkungspfad Boden – Mensch
(direkter Kontakt)

Bei der Untersuchung zum Wirkungspfad Boden 
– Mensch sind folgende Nutzungen zu unter-
scheiden:

– Kinderspielflächen
– Wohngebiete
– Park- und Freizeitanlagen
– Industrie- und Gewerbegrundstücke

Kinderspielflächen

Hierunter fallen Aufenthaltsbereiche für Kinder,
die ortsüblich zum Spielen genutzt werden,
ohne den Spielsand von Sandkästen. 

• Der Begriff ortsübliche Kinderspielfläche be-
deutet, dass in diese Nutzungskategorie alle
Fächen fallen, auf denen sich regelmäßig Klein-
kinder zum Spielen aufhalten. Dazu zählen so-
wohl Kinderspielplätze im engeren Sinne, als
auch Spielflächen in Gärten innerhalb von
Wohngebieten.

• Im Rahmen der Daseinsvorsorge der öffent-
lichen Hand gilt bei amtlich ausgewiesenen
Kinderspielplätzen eine besondere öffentliche
Sorgfalt; insofern sind diese auch nach den
Maßstäben des öffentlichen Gesundheitswe-
sens zu bewerten.

Wohngebiete

Abgestellt wird auf die dem Wohnen dienenden
Gebiete einschließlich Haus- und Kleingärten
oder sonstige Gärten entsprechender Nutzung,
auch soweit sie nicht im Sinne der Baunut-
zungsverordnung planungsrechtlich dargestellt
oder festgesetzt sind. 

• Die Baunutzungsverordnung spricht als „Wohn-
gebiete“ unter anderem Kleinsiedlungsgebiete,
reine und allgemeine Wohngebiete und Dorf-
gebiete an.

• Hier sind Park- und Freizeitanlagen ausge-
nommen, die als eigene Nutzungskategorie
bewertet werden.

• Teilflächen mit einer von der vorherrschenden
Nutzung abweichenden, empfindlicheren Nut-
zung sind nach den für ihre Nutzung jeweils fest-
gesetzten Maßstäben zu beurteilen. So sind un-
befestigte Flächen, die in Wohngebieten als Kin-
derspielflächen genutzt werden, als solche zu
bewerten.

• Werden die ebenfalls angesprochenen Haus-
gärten zum Anbau von Gemüse zum Eigen-
verzehr genutzt, ist im Einzelfall zu prüfen, ob
diese Nutzung eine solche Relevanz hat, dass
auch eine Bewertung nach den für den Wir-
kungspfad Boden-Pflanze vorgegebenen Krite-
rien erfolgen muss.

Park- und Freizeitanlagen

Unter Park- und Freizeitanlagen werden Anla-
gen für soziale, gesundheitliche und sportliche
Zwecke, insbesondere öffentliche und private
Grünanlagen sowie unbefestigte Flächen, die
regelmäßig zugänglich sind, verstanden. 

• Die regelmäßige Zugänglichkeit ist eine Be-
dingung, die auf den bei der Ableitung der Wer-
te unterstellten Aufenthalt von Kindern abstellt.

Industrie- und Gewerbegrundstücke

Hierunter werden unbefestigte Flächen von
Arbeits- und Produktionsstätten, die nur wäh-
rend der Arbeitszeit genutzt werden, aber nicht
Gegenstand von Arbeiten sind, verstanden. 

• Militärisch genutzte Flächen werden grund-
sätzlich dieser Kategorie zugeordnet.

Der Untersuchungsfläche sind bestimmte Nut-
zungen zuzuweisen. Innerhalb einer Untersu-
chungsfläche können verschiedene Teilflächen mit
unterschiedlicher Nutzung vorliegen.
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Die Nutzung wird bestimmt durch

– planungsrechtlich zulässige Nutzung des
Grundstücks und das sich daraus ergebende
Schutzbedürfnis.

Fehlen planungsrechtliche Festsetzungen, be-
stimmt

– die Prägung des Gebietes unter Berück-
sichtigung der absehbaren Entwicklung

das Schutzbedürfnis.

Wirkungspfad Boden – Nutzpflanze

Bei der Untersuchung zum Wirkungspfad Boden –
Nutzpflanze sind folgende Nutzungen zu unter-
scheiden:

– Ackerbau,
– Nutzgarten,
– Grünland.

Ackerbau

Flächen zum Anbau wechselnder Ackerkultu-
ren, einschließlich Gemüse und Feldfutter, hier-
zu zählen auch erwerbsgärtnerisch genutzte
Flächen. 

• Die Definition beinhaltet auch Flächen, die im
Wechsel Grünland/Ackerkultur genutzt werden.

• Hierunter fallen die gewerblichen Obst- und
Gemüseanbauer.

Nutzgarten

Hausgarten-, Kleingarten- und sonstige Gar-
tenflächen, die zum Anbau von Nahrungs-
pflanzen genutzt werden. 

Grünland

Flächen unter Dauergrünland 

• Dauernde Nutzung als Grünland.

Wirkungspfad Boden – Grundwasser

Bei der Untersuchung zum Wirkungspfad Boden 
– Grundwasser wird nicht nach der Art der Bo-
dennutzung unterschieden.

Die Gefahrenbeurteilung für das Grundwasser
erfolgt durch die Betrachtung der Schadstoffein-
träge über eine Sickerwasserprognose für den 
Ort der Beurteilung. Wesentliche Faktoren einer
Sickerwasserprognose sind die Quellstärke (mo-
bilisierbare Schadstoffanteile) in Verbindung mit
dem Transportverhalten. Im Regelfall erfolgt 
die Sickerwasserprognose durch Rückschlüsse 
oder Rückrechnungen aus Untersuchungen im
Grundwasserabstrom, auf der Grundlage von In-
situ-Untersuchungen oder auf Grundlage von
Materialuntersuchungen im Labor und auch 
unter Anwendung von Strofftransportmodellen. 
Im Ausnahmefall können Sickerwasserkonzentra-
tionen direkt am Ort der Beurteilung gemessen
werden.

Untersuchung

Nach Berücksichtigung der jeweiligen Nutzun-
gen und Expositionsbedingungen erfolgt die

für alle betroffenen Wirkungspfade.

Im Vorfeld der Untersuchungen ist eine Proben-
nahmeplanung zur Feststellung der Proben-
nahmestellen und der Beprobungstiefen durch-
zuführen. Die Behörde, die für die Beurteilung 
der Ergebnisse zuständig ist, sollte beteiligt wer-
den.

Zunächst sind für die Wirkungspfade Boden-
Mensch und Boden-Nutzpflanze die tatsäch-
lichen und relevanten Nutzungen unter Berück-
sichtigung der Aufnahmemöglichkeiten (Exposi-
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tionsbedingungen) und die vermuteten Schad-
stoffe zu ermitteln.

Untersuchungen zum Wirkungspfad Boden-
Grundwasser sind unabhängig von der jeweiligen
Nutzung der Untersuchungsfläche.

Hinweis:
Untersu-
chungsfläche = Flächen, die als ganzes

durch Mischproben reprä-
sentierbar erscheinen

Teilflächen = Teile von Untersuchungs-
flächen, von denen der Ver-
dacht besteht, dass sie un-
terschiedliche Schadstoffe
und/oder Nutzungen auf-
weisen

Daraus folgt für die Probennahmeplanung

1. Festlegung der relevanten Nutzungen
mit Wirkungs- und Aufnahmepfaden
und ggf. erste Teilflächengliederung

2. Erstellung einer Hypothese der Schad-
stoffverteilung, d.h. Berücksichtigung
des mutmaßlichen Schadstoffvertei-
lungsmusters

Danach erfolgt die angepasste Beprobung der
Untersuchungsfläche bzw. Teilfläche zur Fest-
stellung, ob der hinreichende Verdacht fest-
gestellt werden kann.

Ziel der orientierenden Untersuchung ist, die
vermutete Schadstoffanreicherung gezielt zu be-
proben. Dazu ist eine Hypothese über die räum-
liche Verteilung der Schadstoffe notwendig. Er-
kenntnisse hierzu können aus den Ergebnissen
der Erfassung vorliegen, z.B. in Form einer histo-
rischen Erhebung bei altlastverdächtige Flächen.

Aus der Verteilungshypothese resultieren zwei
Möglichkeiten für das Vorkommen der Schad-
stoffe:

• annähernd gleichmäßig verteilt

• lokal angereichert

Das Vorliegen annähernd gleichmäßig verteilter
Schadstoffe ist in erster Linie eine Frage des
Betrachtungsraumes. So sind z.B. beim Verdacht
auf schädliche Bodenveränderungen durch Auf-
bringen von Klärschlämmen die Voraussetzungen
für diese Annahme günstig. In einem Industriebe-
trieb werden i.d.R. wesentlich kleinere Teilflächen
ausgewiesen, in denen dann auch potenzielle
Schadstoffquellen bekannt sind, die im Rahmen
der OU gezielt, d.h. mit wenigen Beprobungsstel-
len untersucht werden.

Typische Anhaltspunkte für annähernd gleich-
mäßige Schadstoffverteilungen sind:

– großflächige Immissionen über Gewässer
oder Luft

– Aufbringen von Bodenmaterial/
Klärschlämmen

– Einsatz von Pflanzenbehandlungsmitteln

Ist aufgrund vorliegender Erkenntnisse davon 
auszugehen, dass die Schadstoffe in der be-
urteilungsrelevanten Bodenschicht annähernd
gleichmäßig über eine Fläche verteilt sind, wird
nach Anhang 1 Ziffer 2.1 BBodSchV die Min-
destprobenanzahl in Abhängigkeit von der Größe
der Untersuchungsfläche angegeben.

Bei lokalen Schadstoffanreicherungen werden
diese gezielt beprobt.

Durch geeignete Vor-Ort-Analytik können die
Probennahmestellen im Einzelfall ebenfalls fest-
gelegt werden.

Die gemäß Probennahmeplanung festgelegten
Untersuchungen sind unter Beachtung nachfol-
gender Punkte durchzuführen:

Probennahme

• notwendige Probenmenge 

• ggf. Rückstellproben, insbesondere bei Ver-
dacht auf inhalative Aufnahme

• gesonderte Behandlung der Grobmateria-
lien (>2mm)undFremdmaterialien, die mög-
licherweise Schadstoffe enthalten können
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• Verfahren zur Entnahme von Boden, Boden-
luft sowie Wasser

• Anforderungen des Arbeitsschutzes 

• Transport, Lagerung der Proben, Proben-
auswahl und –vorbehandlung , , 

– 

Analytik

• Zu beachten sind die Bestimmungsvor-
schriften für anorganische Schadstoffe und
für organische Schadstoffe, insbesondere
die entsprechenden Anforderungen an Ver-
fahren zur Extraktion/Elution.

Qualitätssicherung

• Festlegung der Probennahmestellen nach
den Beprobungstiefen sowie die Proben-
nahme sind durch hierfür qualifiziertes
Personal durchzuführen. Nachweis für Pro-
bennehmer sind z.B. Zertifikate der AQS-
Lehrgänge.

• Probenvorbehandlung und Analytik

• interne Qualitätssicherungsmaßnahmen,
insbesondere

Durchführung von unabhängigen Mehr-
fachbestimmungen 

Kalibrierung von Mess- und Prüfmitteln

Einsatz zertifizierter und/oder laborinter-
ner Referenzmaterialien zur Qualitäts-
kontrolle von Reproduzierbarkeit und
Richtigkeit

Plausibilitätskontrolle der Untersuchungs-
ergebnisse

• externe Qualitätssicherungsmaßnahmen,
insbesondere

erfolgreiche Teilnahme an Vergleichsprü-
fungen, insbesondere Ringversuche

Kompetenzfeststellung nach DIN EN ISO/
IEC 17025:2000-04

Dokumentation

In einer Dokumentation sind die Untersuchungen
darzustellen und das Vorgehen bei der Proben-
nahme zu begründen.

Folgende Angaben sollten mindestens enthalten
sein:

• Angabe der Flächen, die untersucht wurden,

• Angabe von Flächen mit Anhaltspunkten auf
schädliche Bodenveränderungen/Altlasten,
die jedoch aufgrund der „günstigen“ Exposi-
tionsbedingungen nicht untersucht wurden,

• untersuchte Schadstoffe und Anhaltspunkte
hierfür,

• Auswahl und Festlegung der Probennahme-
stellen und Beprobungstiefen, insbesondere
Begründung bei abweichenden Bepro-
bungstiefen und bei Zusammenfassung
mehrerer Proben zu Mischproben, 

• Analytik-Extraktion, Elution

Abweichungen von Methoden gemäß BBod
SchV Anhang 1, Nr. 3.1.2 sind zu begründen.
Der Nachweis, dass die Ergebnisse mit
denen der dort genannten Verfahren gleich-
wertig oder vergleichbar sind, ist zu führen.

• Analytik-Analyseverfahren

Abweichungen von Methoden gemäß BBod
SchV Anhang 1, Nr. 3.1.3 sind zu begründen.
Der Nachweis , dass die Ergebnisse mit de-
nen der dort genannten Verfahren gleich-
wertig oder vergleichbar sind, ist zu führen.

• Probennahmeprotokolle

– Bodenluft VDI Richtlinie 3865

– Boden 2. VwV Bodenproben

– Grundwasser

1

2 3
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2

3



5.1 Allgemeines (OU)© LfU 25

Die Probennahmedokumentation soll alle für 
die Laboruntersuchung und die Auswertung der
Untersuchungsergebnisse relevante Informatio-
nen enthalten; insbesondere Angaben zu

– Probennahmezeitpunkt, Probennehmer

– Lage der Untersuchungsfläche, Flächenbe-
zeichnung

– Lage der Probennahmepunkte, Bepro-
bungstiefe

– Bodenhorizonte gemäß bodenkundlicher
Kartieranleitung 4. Auflage, berichtigter
Nachdruck 1996 

– Schichtenverzeichnis

– Entnahmeverfahren

– Angewandte Bestimmungsverfahren für Vor-
Ort-Analytik; für Analysenergebnisse ist eine
Messunsicherheit anzugeben.

Die Beurteilung erfolgt insbesondere an-
hand von Prüfwerten und Maßnahmen-
werten, die für den jeweiligen Wirkungspfad
festgelegt sind. Bei Schadstoffen, für die in
der BBodSchV keine Prüf- und Maßnah-
menwerte enthalten sind, sind bei der Beur-
teilung die „Methoden und Maßstäbe für die
Ableitung der Prüf- und Maßnahmenwerte
nach der BBodSchV vom 16. 07.1999“ (Bun-
desanzeiger vom 28. 08.1999) zu beachten.

Sofern dort keine Maßstäbe enthalten sind,
kann auf Werte aus vorhandenen Listen
zurückgegriffen werden, soweit diese den
Anforderungen des BBodSchG und der
BBodSchV nicht widersprechen. Weitere
Hinweise zur Berechnung von Prüfwerten
sind in „Berechnung von Prüfwerten zur
Bewertung von Altlasten“ (Grundwerk 1999;
Herausgeber Umweltbundesamt, Erich
Schmidt Verlag) enthalten. 

Hinweis für altlastverdächtige
Altablagerungen:

Die BBodSchV betont insbesondere für diese
Fälle, dass sich die Untersuchungen nach den
Erfordernissen des Einzelfalles richten.

Bei der OU sind i.d.R. Untersuchungen von

• Deponiegas

• leichtflüchtigen Schadstoffen

• Übergang von Schadstoffen in das Grund-
wasser

durchzuführen.

Nicht zweckmäßig sind i.d.R. Materialunter-
suchungen am Abfall zur Abschätzung der
Schadstoffkonzentrationen im Sickerwasser.
Dies sollte hier durch Rückschlüsse oder Rück-
rechnungen aus Abstrommessungen erfolgen.
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5.2 Wirkungspfad Boden – Mensch

Betrachtet werden im Folgenden die örtlichen
Untersuchungen durch Messungen. Das Ab-
laufdiagramm auf Tafel 2 zeigt die Vorgehens-
weise. Nachfolgend werden die einzelnen Sym-
bole inhaltlich näher erläutert.

Das Vorgehen bei der Probennahme ist zu do-
kumentieren und zu begründen. Auf Grundlage
der Erfassungsergebnisse richtet sich der Pro-
bennahmeplan nach der vermuteten

– vertikalen und

– horizontalen Schadstoffverteilung

sowie der

– gegenwärtigen, 

– der planungsrechtlich zulässigen und der
früheren Nutzung.

Die vorliegenden Expositionsbedingungen sind 
zu ermitteln; insbesondere sind dies die

– tatsächliche Nutzung der Fläche,

– Zugänglichkeit,

– Versiegelung, Aufwuchs,

– Möglichkeit des Kontaktes mit Bodenpar-
tikeln (inhalativ, ingestiv, dermal).

Daraus ergeben sich die Untersuchungsflächen/
Teilflächen, die auf Grund der vermuteten Schad-
stoffe, der Nutzung und der Expositions-
bedingungen zu untersuchen bzw. nicht zu un-
tersuchen sind.

• Zu berücksichtigen ist bei den Festlegungen 
die Betrachtung der relevanten Untersu-
chungsfläche und Festlegung der Nutzun-
gen (Kinderspielfläche, Wohngebiet, Park-
und Freizeitanlagen, Industrie- und Gewer-
begrundstücke).

• Die Festlegung der vermuteten Schadstoffe
aufgrund der Ergebnisse aus der Erfassung, 
z.B. durch:

FIS-AGB Ursachenschlüssel
XUMA Analysenplan

• Ggf. die Unterteilung der Untersuchungsflä-
che in Teilflächen.

Flächen sind, wie oben beschrieben, nach ihrer
Nutzung (Exposition und Aufnahmepfad) zu un-
terteilen; des Weiteren auch nach der aufgrund
einer Hypothese vermuteten Schadstoffvertei-
lung (Nutzungsgeschichte). Die Unterteilung in
Teilflächen erfolgt z.B. durch eine angepasste
Beprobung und Analyse.

Das Vorliegen annähernd gleichmäßig verteilter
Schadstoffe ist in erster Linie eine Frage des
Betrachtungsraumes. So sind z.B. beim Verdacht
auf schädliche Bodenveränderungen durch Auf-
bringen von Klärschlämmen die Voraussetzungen
für diese Annahme günstig. In einem Industrie-
betrieb werden i.d.R. wesentlich kleinere Teilflä-
chen ausgewiesen, in denen dann auch poten-
zielle Schadstoffquellen bekannt sind, die im
Rahmen der OU gezielt, d.h. mit wenigen Bepro-
bungsstellen untersucht werden (Nähere Erläu-
terungen s. Kap. 5.1).

Für Kinderspielflächen und Wohngebiete wird
die maximal von Kindern erreichbare Tiefe mit 
35 cm angegeben.

Der Kontaktbereich für die orale (Hand zu Mund)
und dermale (Hautkontakt) Schadstoffaufnahme
ist 0 – 10 cm.

Die Beprobungstiefen sollen eingehalten werden;
die Gründe für Abweichungen sind zu doku-
mentieren.

4
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I.d.R. werden die Proben streng tiefenorientiert,
wie oben angegeben, entnommen, da nicht
bodenkundliche Sachverhalte, sondern die Auf-
nahmemöglichkeiten durch Menschen im Vor-
dergrund stehen.

Für Park- und Freizeitflächen und Industrie-
und Gewerbegrundstücke soll die Beprobungs-
tiefe 0 – 10 cm zugrundegelegt werden.

Grundsätzlich gilt, dass nur Flächen untersucht
werden, auf denen eine orale Bodenaufnahme
oder ein dermaler Bodenkontakt zu erwarten ist.

Die Vorgehensweise bei diesen inhalativ aufnehm-
baren Schadstoffen, wie z.B. CKW, BTXE wird 
in der Gesetzgebung und Verordnung nicht näher
erläutert. Sie sind aber explizit ausgeschlossen 
bei der Festlegung der Beprobungstiefen für den
direkten Kontakt. Die Exposition erfolgt über die
Atemluft.

In der Vollzugspraxis wird deshalb empfohlen, 
auf die vorliegenden Hilfen des Landes zurück-
zugreifen.

Dies sind:

„Gemeinsame Verwaltungsvorschrift des Minis-
teriums für Umwelt und Verkehr und des
Sozialministeriums über Orientierungswerte für
die Beurteilung von Altlasten und Schadens-
fällen“; vom 16. 09.1993 in der Fassung vom
01. 03.1998 dort:

Anlage 3.3: Für flüchtige Schadstoffe (z.B. CKW,
BTXE) gelten die Orientierungswerte über die
gesamte Tiefe des kontaminierten Bereiches.

Empfehlenswert sind für die Untersuchung des
indirekten Expositionspfades leichtflüchtiger or-
ganischer Schadstoffe Bodenluftuntersuchungen.

Für die Beurteilung der Gefahren durch inhalative
Aufnahme von kontaminierten Bodenpartikeln
(Staub) sind die obersten 2 cm des Bodens maß-
gebend.

Untersucht wird die Kornfraktion ≤ 63 µm.

In der Verordnung geregelte Schadstoffe, bei
denen der inhalative Pfad maßgeblich zur Fest-
legung der Höhe des Prüfwertes beiträgt, sind:

Chrom VI, Nickel.

Wird in der orientierenden Untersuchung in den
Proben für diese Schadstoffe ein Gehalt über 
dem Prüfwert festgestellt, sind konkrete Anhalts-
punkte für den hinreichenden Verdacht einer
schädlichen Bodenveränderung bzw. Altlast ge-
geben und damit eine Detailuntersuchung not-
wendig.

Ziel der orientierenden Untersuchung ist die ver-
mutete Schadstoffanreicherung gezielt zu bepro-
ben. Dazu ist eine Hypothese über die räumliche
Verteilung der Schadstoffe notwendig. Erkennt-
nisse hierzu können aus den Ergebnissen der Er-
fassung vorliegen; z.B. in Form einer historischen
Erhebung oder historischen Erkundung bei altlast-
verdächtigen Flächen.

Liegen keine Anhaltspunkte für lokale Schad-
stoffanreicherungen vor, ist aufgrund vorliegen-
der Erkenntnisse davon auszugehen, dass die
Schadstoffe in der beurteilungsrelevanten Bo-
denschicht annähernd gleichmäßig über eine
Fläche verteilt sind. Nach Anhang 1 Ziffer 2.1.1 der
BBodSchV kann von nachfolgend dargestellter
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Anzahl an Mischproben (je Teilfläche) ausgegan-
gen werden, wobei ein Mindestumfang festgelegt
wird. Eigentlich wäre bei gleichmäßiger Schad-
stoffverteilung eine Mischprobe je Fläche aus-
reichend. Die in Tabelle 1 wiedergegebenen
Mischproben in Abhängigkeit von der Flächen-
größe dienen dazu, ggf. versteckt vorhandene
aber bislang unbekannte Unterschiede noch
berücksichtigen zu können und diese nicht etwa
durch Mittelung in unzulässiger Weise zu ka-
schieren.

Tab. 1: Anzahl der zu untersuchenden Teilflächen
bei annähernd gleichmäßiger Schadstoff-
verteilung (Boden – Mensch)

Flächengröße Anzahl der Bemerkungen 
Teilflächen

< 500 m2 1 keine Unterteilung in

sowie Hausgärten Teilflächen erforderlich

oder sonstige 

Gärten entspr. 

Nutzung 

≤ 10.000 m2 3 – 10 1 Mischprobe je 

1.000 m2, mindestens

von 3 Teilflächen

> 10.000 m2 ≥ 10 

Die Mischprobe (je Teilfläche) soll aus 15 – 25 Ein-
zeleinstichen einer Beprobungstiefe entnommen
werden.

Die oben genannte Anzahl an Mischproben je
Untersuchungsfläche kann für die orientierende
Untersuchung herangezogen werden. In der
Detailuntersuchung sind ggf. weitere Proben zu
untersuchen; dies aber streng genommen nur
dann, wenn Zweifel an der annähernd gleich-
mäßigen Verteilung der Schadstoffe über die
Fläche bestehen.

Im Rahmen der orientierenden Untersuchung 
ind i.d.R. keine Untersuchungen zur räumlichen
Verteilung der Schadstoffe durchzuführen, son-
dern die vermuteten Schadstoffanreicherungen
sind gezielt zu beproben.

In der orientierenden Untersuchung wird auf 
der Teilfläche am Ort der Beurteilung beprobt. Im
Falle des Wirkungspfades Boden – Mensch ist der
Ort der Beurteilung durch die Beprobungstiefen
festgelegt.

Einzelproben sind nicht geeignet, Flächen reprä-
sentativ abzubilden; sie dienen in der orien-
tierenden Untersuchung der gezielten Beprobung
von vermuteten Schadstoffanreicherungen. Mit
Hilfe von Mischproben können im Rahmen der
orientierenden Untersuchung im Gegensatz dazu
keine Abgrenzungen der Schadstoffverbreitung
festgestellt werden.

Durch geeignete Vor-Ort-Analytik können die
Probennahmestellen im Einzelfall ebenfalls fest-
gelegt werden.

Die gemäß Probennahmeplanung festgelegten
Untersuchungen werden durchgeführt. Neben
den in Kapitel 5.1 dargestellten Punkten sind be-
sonders zu beachten:

Probennahme

• ggf. Rückstellproben, insbesondere bei Ver-
dacht auf inhalative Aufnahme

• gesonderte Behandlung der Grobmateriali-
en (> 2 mm) und Fremdmaterialien, die mög-
licherweise Schadstoffe enthalten können

→ aussortieren und gesondert untersuchen

→ Massenanteil ermitteln und dokumen-
tieren
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• Verfahren zur Entnahme von Boden und
Bodenmaterial und sonstigen Materialien
gemäß

DIN 4021: 10.90 

E DIN ISO 10381-2: 02.96 

• Entnahme von Bodenluftproben

VDI Richtlinie 3865 für 2 

• Transport und Lagerung gemäß 

E DIN ISO 14507: 02.96 

Probenvorbehandlung

– anorganische Schadstoffe nach DIN ISO
11464: 12.96 

– organische Schadstoffe nach DIN ISO
14507: 02.96 
für Böden, Bodenmaterial und sonstige
Materialien (insbesondere Schlacken und
Bauschutt) mit Erfordernis der Trennung von
Grob- und Feinanteil

– für abgeschobenes und ausgehobenes Bo-
denmaterial nach DIN 52101: 03.88 ersetzt
durch DIN EN 932-1: 11.96 

Analytik

Die Bestimmungsvorschrift für den Gehalt
an anorganischen Schadstoffen erfolgt mit
Ausnahme der Cyanide aus dem Königs-
wasserextrakt aus aufgemahlenen Proben
(Korngröße < 150 µm).

Für organische Schadstoffe gelten die in der
BBodSchV Anh. 1, Nr. 3.1.3, Tabelle 5 ange-
gebenen Bodenextraktionsverfahren.

Nach Anhang 1 Nr. 2 der BBodSchV ist das Vor-
gehen bei der Probennahme zu begründen und 
zu dokumentieren. Mit Hilfe des Probennahme-
protokolls der 2. VwV Bodenproben kann
die Probennahme dokumentiert werden.
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Untersuchungsstrategie orientierende Untersuchung

Wirkungspfad Boden-Mensch (direkter Kontakt)

Tafel 2
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5.3 Wirkungspfad Boden – 
Nutzpflanze

Das Ablaufdiagramm auf Tafel 3 zeigt die prin-
zipielle Vorgehensweise der orientierenden Unter-
suchung durch Messungen. Nachfolgend werden
die einzelnen Symbole inhaltlich näher erläutert.

In Tabelle 1 Anh. 1 BBodSchV wird für Acker-
bau und Nutzgarten eine Beprobungstiefe für 
den Bearbeitungshorizont von 0 – 30 cm und 
30 – 60 cm, für Grünland 0 – 10 cm (Hauptwurzel-
bereich) und 10 – 30 cm angegeben. Gründe für
abweichende Beprobungstiefen sind zu doku-
mentieren; z.B. warum man sich z.B. die Be-
probungstiefe 30 – 60 cm erspart – etwa wenn die
vermutete Kontamination durch Aufbringen von
Klärschlamm oder durch Pflanzenschutzmittel
etc. entstanden ist.

Eine Untergliederung von Flächen kann notwen-
dig werden. Maßgeblich bei der Untergliederung
von Flächen sind Unterschiede in den Faktoren
Nutzung, Exposition und Aufnahmepfad sowie
Bodenbeschaffenheit und Schadstoffvertei-
lung.

Hierzu zählen die Flächen zum Anbau wech-
selnder Ackerkulturen einschließlich Gemüse und
Feldfutter und auch erwerbsgärtnerisch genutzte
Flächen.

„Schutzgut“ ist der Mensch, der durch die Ver-
marktung kontaminierter Nahrungsmittel aus
Ackerbau und Erwerbsgemüseanbau ggf. ge-
fährdet ist. Die Prüf- und Maßnahmenwerte 
orientieren sich an den ZEBS-Werten.

Sonderfall Futtermittelanbau:

„Da für Ackerflächen, die zum Anbau von Fut-
tergräsern genutzt werden, die gleichen Trans-
ferbeziehungen Boden/Pflanze anzunehmen sind
wie bei Grünlandflächen, werden diese wie Grün-
land beurteilt. Für Ackerflächen zum Silomais-
anbau werden bei Einhaltung der Werte für Grün-
land in der Regel die Vorgaben der Futtermittel-
verordnung gewährleistet. Daher wird auch für
diese Flächen eine Anwendung der Werte für
Grünland vorgesehen“. (Bekanntmachung über
Methoden und Maßstäbe für die Ableitung der
Prüf- und Maßnahmenwerte nach der BBodSchV,
18. 06.1999).

Hierunter fallen Hausgarten-, Kleingarten- und
sonstige Gartenflächen, die zum Anbau von
Nahrungspflanzen genutzt werden.

Schutzgut ist die menschliche Gesundheit. Ziel 
in der OU ist die Gefahrenbeurteilung durch den
Verzehr von Obst und Gemüse aus Eigenanbau 
in Privatgärten (Haus-/Kleingärten).

Hierzu zählen Flächen unter Dauergrünland.

Berücksichtigt wird die Vermarktungsfähigkeit/
Verwertbarkeit von Futtermitteln. Die Maßnah-
menwerte orientieren sich an den Werten der
FMVO (1992), ergänzt durch VDI-Richtwerte für
Futtermittel (VDI 1991, 1992).

Ackerflächen, die zum Anbau von Futtergräsern
oder Silomaisanbau genutzt werden, werden wie
Grünland beurteilt (s.o. Ackerbau).
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Die zu untersuchenden Parameter ergeben sich
aus der Erfassung. Daneben sind der pH-Wert, 
der Humusgehalt und die Bodenart zumindest
nach bodenkundlicher Kartieranleitung zu be-
stimmen.

Für die anorganischen Schadstoffparameter, die
nach BBodSchV geregelt sind, kommen als
Extraktionsmethode der Königswasser- und der
Ammoniumnitratextrakt in Betracht.

Bei Dauergrünland bezieht sich die spätere Be-
urteilung ausschließlich auf den Königswasser-
extrakt (KW).

Bei Ackerbau, Nutzgarten ist für Cd, Pb und Tl 
der Ammoniumnitratextrakt (AN) und für As und
Hg der KW Grundlage der Beurteilung.

Sollen relevante Schadstoffparameter, die nach
BBodSchV nicht geregelt sind, untersucht wer-
den, müssen die Prüfwerte hergeleitet werden 
(vgl. 5.1).

Auf dem Niveau der OU wird man sich defini-
tionsgemäß nicht vertieft um die Ermittlung der
räumlichen Verteilung vermuteter Schadstoffe
kümmern. Die o.g. Kriterien, unterschiedlicher Ge-
fahrverdacht, Bodennutzung usw. müssen aber
selbstverständlich bei der Wahl der Unter-
suchungsteilflächen auch in der OU berücksich-
tigt werden.

Liegen keine Anhaltspunkte für eine lokale Schad-
stoffanreicherung auf der Untersuchungsfläche
vor, so kann die Anzahl der je Untersuchungs-

fläche zu entnehmenden Mischproben gemäß
Tabelle 2 ermittelt werden; ein Mindestumfang 
ist festgelegt.

Tab. 2: Anzahl der zu untersuchenden Teilflächen
bei annähernd gleichmäßiger Schadstoff-
verteilung (Boden – Nutzpflanze)

Wertung Flächen- Anzahl Bemerkungen
größe der Teil-

flächen 

Ackerbau, < 5.000 m2 1 Verzicht auf Teilung

der Fläche

Grünland < 10 ha 3-10 i.d.R. 1 Mischprobe

je ha, mindestens

jedoch Mischproben

> 10 ha 10 von 3 Teilflächen

Nutzgarten Grundstück 1 grundstücksbe-

zogene Mischprobe 

des Nutzgartens 

Aus je 15 – 25 Einzeleinstichen je Teilfläche wird
die Mischprobe je Teilfläche gewonnen.

Vermutete Schadstoffanreicherungen sind gezielt
zu beproben (Anh. 1, 2.1 BBodSchV) – beispiels-
weise die „hot spots“ der Kontaminationen durch
Bergbau. Dies kann durch Einzelproben und ggf.
auch Mischproben erfolgen.

Die gemäß Probennahmeplanung festgelegten
Untersuchungen werden durchgeführt. Die Rege-
lungen zur 

• Probennahme

• Probenvorbehandlung
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• Analytik

• Qualitätssicherung

gemäß Anhang 1 der BBodSchV sind zu beachten.
Nähere Einzelheiten enthalten die Kapitel 5.1 und
5.2. Zu beachten sind die unterschiedlichen Ex-
traktions/Elutionsmethoden in Abhängigkeit von
der Nutzung der Fläche und vom Schadstoff.

Das Vorgehen bei der Probennahme ist zu be-
gründen und zu dokumentieren. Die Anforderun-
gen des Arbeitsschutzes E DIN ISO 10381-3

Probennahme – Anleitung zur Sicherheit

sind zu beachten. Genauere Hinweise zur Qua-
litätssicherung von Probennahme, Probenvor-
behandlung und Analytik finden sich in Anh. 1 4.1
und 2 der BBodSchV.

Für den Wirkungspfad Boden-Pflanze kann die
Probennahme mit Hilfe des Probennahmepro-
tokolls der 2. VwV Bodenproben dokumen-
tiert werden.

7
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Untersuchungsstrategie orientierende Untersuchung

Wirkungspfad Boden-Nutzpflanze

Tafel 3
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5.4 Wirkungspfad Boden – 
Grundwasser 

Betrachtet werden im Folgenden die örtlichen
Untersuchungen durch Messungen. Das Ablauf-
diagramm auf Tafel 4 zeigt die prinzipielle Vor-
gehensweise. Die Symbole werden nachfolgend
inhaltlich näher erläutert.

Prinzipiell sind hier Belange des BBodSchG und
des Wasserrechts relevant. 

Wichtig:

• den Anwendungsbereich des BBodSchG
und der BBodSchV zeigt Abbildung 2 (S. 4),

• die Regelungen zur Untersuchung des
Wirkungspfades Boden-Grundwasser nach
BBodSchV haben die Untersuchungen des
Schadstoffeintrages ins Grundwasser, be-
zogen auf den Ort der Beurteilung, zum 
Ziel, auch wenn dies mit Hilfe von Grund-
wasseruntersuchungen geschieht,

• Ort der Beurteilung ist der Übergangsbe-
reich von ungesättigter zu gesättigter Zone.

Die Untersuchung von Grund- und Oberflächen-
gewässern kann insbesondere angezeigt sein,
wenn schädliche Bodenveränderungen/Altlasten
im Grundwasser oder nahe am Gewässer liegen.

Sind Grundwasser- oder Oberflächenwasser zu
untersuchen, so ist die Probennahmeplanung
darauf abzustimmen. Im Einzelfall kann dies
bedeuten, dass der Verdacht einer schädlichen
Bodenveränderung/Altlast bereits durch diese
Untersuchungen ausgeräumt oder bestätigt wer-
den kann.

Die Vorgehensweise bei der Grundwasserer-
kundung richtet sich nach dem Leitfaden – Er-
kundungsstrategie Grundwasser (LfU B.-W., 
Band 19, 1996).

Der Ort der Probennahme stimmt nicht notwen-
digerweise mit dem Ort der Beurteilung überein.
Maßgeblich für die Messbarkeit am Ort der Be-
urteilung ist der Flurabstand, die Beschaffenheit
der ungesättigten Zone sowie die Kenntnis des
Schadstoffeintragsortes.

Der Ort der Beurteilung kann im Rahmen einer
orientierenden Untersuchung z.B. bei geringen
Flurabständen (< 6 m) in sondierbarem Unter-
grund mittels Rammkernsondierungen erreicht
werden. Die Probennahmestelle sollte in der
vermuteten Schadstoffanreicherung liegen. Zu
bedenken sind im Einzelfall die Gefahren einer
Durchbohrung wasserstauender Schichten; die
Beprobungstiefe sollte dann reduziert werden.

Die Sickerwasserprobe soll im Übergangsbe-
reich von der ungesättigten zur wassergesättig-
ten Bodenzone entnommen werden. In der Praxis 
wird eine Probennahme von Sickerwasser in der
ungesättigten Bodenzone allerdings nur im Aus-
nahmefall erreichbar sein.

Aus einer Beprobung im Bereich der Grundwas-
seroberfläche, unterhalb einer Schadstoffan-
reicherung, kann die derzeitige Schadstoffein-
tragssituation nahe dem Ort der Beurteilung
untersucht werden (Abb. 4). Je nach Gestaltung
des Einzelfalles ist die Verdünnung durch zuströ-
mendes Grundwasser im Rahmen der Sicker-
wasserprognose zu vernachlässigen.
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Abb. 4: Beprobungsmöglichkeit im Bereich der
Grundwasseroberfläche für den Wir-
kungspfad Boden – Grundwasser

Die BBodSchV enthält im Anhang 1 Nr. 3.3 drei
Methoden 

• Rückschlüsse oder Rückrechnungen aus
Untersuchungen im Grundwasserabstrom,

• In-situ-Untersuchungen,

• Materialuntersuchungen im Labor.

Als weiteres Hilfsmittel zur Sickerwasserprognose
können auch Stofftransportmodelle verwendet
werden.

Ergebnisse von Grundwasseruntersuchungen aus
Abstrommessstellen bilden die Grundlage. Wei-
terhin zu berücksichtigen sind:

• Vorbelastung im Grundwasseranstrom; nur
bei Anhaltspunkten hierfür relevant. 

• Verdünnung durch Abstand vom Schadens-
herd und die erfasste Grundwassermäch-
tigkeit.

• Schadstoffverhalten in der ungesättigten
und gesättigten Bodenzone.

Ungesättigte Bodenzone:
Art des Schadstoffeintragsmechanismus ins
Grundwasser ist wichtig für die Beurteilung
der Repräsentativität des Messwertes im
Grundwasserabstrom (z.B. Grundwasser-
neubildung durch Niederschläge). 

Gesättigte Bodenzone:
Abschätzung der Retardation und des
Schadstoffabbaus sowie der Heterogeni-
täten im Grundwasserleiter; ggf. kontami-
nierter Boden in der gesättigten Zone.

• Schadstoffinventar im Boden; z.B. Abhän-
gigkeit von der Art der Schadstoffe und
deren Vorliegen (gasförmig, in Lösung, in
Phase).

Die Vorgehensweise bei der Rückrechnung ist 
im Leitfaden Erkundungsstrategie Grundwasser
Kap. 5 beschrieben.

Dies sind Sickerwasseruntersuchungen, die
zwangsläufig nicht am Ort der Beurteilung statt-
finden (z.B. Saugkerzen, Lysimetermessungen,
Beprobung von schwebendem Grundwasser oder
Sickerwasser in Altablagerungen).

Möglich sind auch Bodenluftuntersuchungen von
leichtflüchtigen organischen Schadstoffen (CKW,
BTXE); die Bodenluftkonzentration kann zur Ab-
schätzung der Sickerwasserwerte gemäß den
Hinweisen zur „VwV Orientierungswerte“ umge-
rechnet werden.



5.4 Wirkungspfad Boden – Grundwasser (OU)© LfU 37

Dies sind chemische Untersuchungen von Bo-
denproben durch Elution bzw. Extraktion. Fest-
stoff-Gesamtgehalte sind nicht zur Abschätzung
der im Sickerwasser zu erwartenden Schad-
stoffkonzentrationen geeignet.

Anorganische Stoffe:
Insbesondere mit Wasserelution durch Boden-
sättigungsextrakt (DIN Vornorm 19735). Andere
Elutionsverfahren sind zulässig, wenn die Gleich-
wertigkeit der Ergebnisse, insbesondere durch
Bezug dieser Ergebnisse auf den Bodensätti-
gungsextrakt sichergestellt ist. Ergebnisse nach
„DEV-S4“-Elution können auch dann nur verwen-
det werden, wenn die Filtration nach Anhang 1, 
Nr. 3.1.2 BBodSchV erfolgt ist.

Organische Schadstoffe:
Stoffkonzentrationen können durch Säulen-
versuche (gemäß DIN Vornorm 19736) ermittelt
werden.

Im Rahmen der orientierenden Untersuchun-
gen sind diese i.d.R. nicht vorgesehen. Dieses
Verfahren findet erst in der Detailuntersuchung
Anwendung.

In der BBodSchV sind Regelungen für die Bo-
denuntersuchung (Anhang 1, Nr. 2.1.3 und 2.4)
enthalten. Neben Festlegungen zur vertikalen
Abgrenzung einer Schadstoffverteilung unter
besonderer Berücksichtigung der Gefahr des
Durchbohrens wasserstauender Schichten, sind
folgende spezifischen Regelungen enthalten.

Die gemäß Probennahmeplanung festgelegten
Untersuchungen werden durchgeführt. Neben
den in Kapitel 5.1 aufgeführten Punkten sind bei
der Probennahme besonders zu beachten:

• notwendige Probenmenge bei Bodenpro-
ben +

• geeignete Probennahmegeräte nach DIN
4021: 10.90 

Für die analytische Bestimmung im Eluat und
Sickerwasser sind für anorganische und organi-
sche Schadstoffe verschiedene Analyseverfahren
vorgesehen; sollten andere Verfahren zur Anwen-
dung kommen, ist dies zu begründen und die
Gleichwertigkeit oder Vergleichbarkeit der Ver-
fahren anzugeben.

Sickerwasserprognose (§ 2 BBodSchV)

„Abschätzung der von einer Verdachtsfläche,
altlastverdächtigen Fläche, schädlichen Boden-
veränderungen oder Altlast ausgehenden oder 
in überschaubarer Zukunft zu erwartenden 
Schadstoffeinträge über das Sickerwasser in das
Grundwasser, unter Berücksichtigung von Kon-
zentrationen und Frachten und bezogen auf 
den Übergangsbereich von der ungesättigten zur
wassergesättigten Zone“.

Die prinzipiell möglichen Untersuchungsmetho-
den, um am Ort der Probennahme die Stoffkon-
zentrationen und -frachten im Sickerwasser zu
erhalten, wurden bereits beschrieben.

Für die Sickerwasserprognose, d.h. die Methode,
um aus dem Ergebnis am Ort der Probennahme
auf das erwartete Ergebnis am Ort der Beurteilung
zu schließen, sollen gemäß BBodSchV Anhang 1,
Nr. 3.3 Verfahren herangezogen werden, die mit
Erfolg bei praktischen Fragestellungen angewen-
det worden sind.

Eine weitere Bestimmung dieser Methoden fehlt
bislang.

Es werden Kriterien genannt, die bei der Ab-
schätzung des Schadstoffeintrages zu berück-
sichtigen sind:

1. Abbau- und Rückhaltevermögen der unge-
sättigten Bodenzone

6

11 12
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Maßgebliche Kriterien sind:

• Grundwasserflurabstand,-schwankungen

• Bodenart

• Gehalt an organischer Substanz (Humus-
gehalt) pH-Wert

• Grundwasserneubildungsrate/Sickerwas-
serrate

• Mobilität und Abbaubarkeit der Stoffe

Die Abschätzung des Einflusses der o.g. 
Faktoren erfolgt für den jeweiligen Standort
aufgrund von allgemein vorliegenden wissen-
schaftlichen Erkenntnissen und Erfahrungen.
Auch der Einsatz von Stofftransportmodellen
wird als zweckmäßig erachtet, dürfte jedoch 
in der orientierenden Untersuchung selten zur
Anwendung kommen.

2. Bei direkter Beprobung und Untersuchung von
Sickerwasser ist, zusätzlich zur gemessenen
Stoffkonzentration am Ort der Probennahme,
die witterungsbedingte Dynamik zu berück-
sichtigen. So fallen hierunter z.B. Faktoren wie
die Sickerwasserrate, die ins Grundwasser
eingetragen werden kann und die mögliche
Abhängigkeit des Ergebnisses von Nieder-
schlagsereignissen.

3. Bei Altablagerungen und Altstandorten mit be-
sonders ungleichmäßiger Schadstoffverteilung
ist eine Sickerwasserprognose aufgrund von

Materialuntersuchungen nicht zweckmäßig. In
diesen Fällen, aber sicherlich auch bei ähnlich
gelagerten schädlichen Bodenveränderungen,
können Abstrommessungen aus dem Grund-
wasser zur Abschätzung der Schadstoffkon-
zentrationen im Sickerwasser herangezogen
werden.

Die Vorgehensweise zur Sickerwasserprognose
ist im Einzelnen darzulegen und zu begründen.

In Baden-Württemberg eingeführt ist die Metho-
de zur Umrechnung von Bodenluftwerten leicht-
flüchtiger organischer Schadstoffe auf die Sicker-
wasserkonzentration mit Hilfe der stoffspezi-
fischen Henry-Konstanten (Hinweise zur VwV
Orientierungswerte, Beurteilung von Bodenluft-
werten – Schutzgut Grundwasser, 04/97, LfU 
B-W).

Prinzipiell gilt für die Durchführung der Sicker-
wasserprognose der Grundsatz:

Die Art und Weise der Darstellung der Sicker-
wasserprognose sollte so gestaltet sein, dass 
sie von der zuständigen Behörde und der Be-
wertungskommission als plausibel und schlüssig
dokumentiert akzeptiert werden kann.

Nach Anhang 1 Nr. 2 der BBodSchV ist das Vor-
gehen bei der Probennahme zu begründen und 
zu dokumentieren.
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Untersuchungsstrategie orientierende Untersuchung

Wirkungspfad Boden-Grundwasser

Tafel 4
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5.5 Bewertung der Ergebnisse der
orientierenden Untersuchung

Die Ergebnisse der orientierenden Untersuchung
sind gemäß BBodSchV § 4 (1)

• nach den Festlegungen der Verordnung,

• unter Beachtung der Gegebenheiten des
Einzelfalles,

• insbesondere auch anhand von Prüfwerten

zu bewerten.

Den prinzipiellen Verfahrensablauf der Bewer-
tung zeigt Tafel 5. Generell bestehen 2 Fallkon-
stellationen; zum einen der Regelfall mit vorlie-
genden Messergebnissen und zum anderen der
Sonderfall, in dem aufgrund sonstiger Feststel-
lungen zu bewerten ist.

Zielsetzung der Bewertung ist, eine Entscheidung

• Gefahrenverdacht ausgeräumt oder

• hinreichender Verdacht bestätigt,

für den jeweiligen Wirkungspfad herbeizuführen.

Wichtiger Hinweis:

Die Bewertung erfolgt im Hinblick auf die mög-
lichen Gefahren für Mensch, Nutzpflanze oder
Grundwasser und nicht im Hinblick auf die
uneingeschränkte Verwertung von Boden-
aushub, z.B. bei Baumaßnahmen. Diese „ent-
sorgungsrelevanten Bodenveränderungen“
können also auch dann entstehen, wenn kein
Verdacht auf eine schädliche Bodenverän-
derungen/Altlast vorliegt.

Nachfolgend wird die Bewertung der Ergebnisse
der orientierenden Untersuchung wirkungspfad-
bezogen erläutert.

Grundvoraussetzung ist, dass geeignete Maß-
nahmen in der orientierenden Untersuchung

angewendet wurden und damit die vermuteten
Schadstoffanreicherungen untersucht wurden.

Insbesondere, wenn durch sonstige Feststellun-
gen ein Anfangsverdacht nicht erhärtet werden
konnte, sind Messungen durchzuführen.

5.5.1 Wirkungspfad Boden – Mensch und
Boden – Nutzpflanze

Ausgehend von einem Anfangsverdacht aus der
Erfassung wird zunächst der Regelfall betrachtet.

wenn nein

Beispiele für konkrete Anhaltspunkte sind:

• Großflächige Bodenbelastungen sind be-
reits auf den umliegenden Nachbargrund-
stücken festgestellt worden.

• Schadstoffe sind nach Geruch, Augen-
schein erkennbar.

Sind trotz des Anfangsverdachtes durch sonstige
Feststellungen keine konkreten Anhaltspunkte für
den hinreichenden Verdacht einer schädlichen Bo-
denveränderung/Altlast gegeben, dann sind Mes-
sungen durchzuführen, um den Anfangsverdacht
zu bestätigen oder auszuräumen.
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Liegen der Gehalt oder die Konzentration eines
Schadstoffes im Feinboden unterhalb des jewei-
ligen Prüfwertes der BBodSchV, ist der

d.h. bezogen auf den Erfassungsbereich der
Untersuchungsergebnisse, die ja mit geeigneten
Maßnahmen im vermuteten Wirkungsbereich
durchgeführt werden.

In Fällen, in denen mit einer Veränderung der
Bodenbeschaffenheit, hier z.B. einem zukünfti-
gen Eintrag weiterer Schadstoffe, zu rechnen ist,
ist noch zu prüfen: 

Ist dies nicht der Fall, dann ist die

Sind die Vorsorgewerte überschritten bzw. erfolgt
eine erhebliche Anreicherung von anderen Schad-
stoffen mit krebserzeugenden, erbgutverändern-
den, fortpflanzungsgefährdenden oder toxischen
Eigenschaften, dann besteht die Besorgnis des
Entstehens einer SBV/Altlast.

Liegen naturbedingt oder großflächig siedlungs-
bedingt erhöhte Schadstoffgehalte vor, besteht
die Besorgnis nur dann, wenn eine erhebliche
Freisetzung von Schadstoffen (z.B. Bodenauf-
trag, andauernde Depositionen) nachteilige Aus-
wirkungen auf die Bodenfunktionen erwarten
lassen.

Des Weiteren ist im Falle überschrittener Vor-
sorgewerte dann die zulässige jährliche Fracht 
der Schadstoffe, festgelegt in der BBodschV
Anhang 2 Nr. 5, zu berücksichtigen.

Gegebenenfalls sind nun von der zuständigen
Behörde

Dies können sein

• Vorkehrungen, um weitere Schadstoffein-
träge zu vermeiden

• Vorkehrungen, um weitere Schadstoffein-
träge wirksam zu vermeiden, z.B. durch
technische Vorkehrungen an Anlagen oder
Verfahren

Bei Überschreitung von Prüf-/Maßnahmenwerten
besteht der hinreichende Verdacht für eine
SBV/Altlast.

Da die Bodenproben in entsprechend festgeleg-
ten Beprobungstiefen entnommen wurden, be-
ziehen sich die jeweiligen Untersuchungsergeb-
nisse auf den Ort der Beurteilung und sind somit
direkt bewertbar. Berücksichtigt werden zusätz-
lich naturbedingt erhöhte Gehalte und Böden 
mit großflächig siedlungsbedingt erhöhten Gehal-
ten. Bei Bodenluftproben ist gemäß Hinweisen zu
„VwV Orientierungswerte“ festzustellen, ob auch
Anhaltspunkte für eine Ausbreitung in Gebäude
bestehen und z.B. in der Detailuntersuchung
Messungen der Innenraumluft erfolgen sollen.
Ebenso ist zu prüfen, ob aufgrund der Ergebnisse
Anhaltspunkte für eine inhalative Bodenaufnahme
kontaminierten Bodenmaterials bestehen. Die
Festlegungen sind von der Gesundheitsbehörde
zu treffen.

Da die Gefahrverdachtsermittlung mittels geeig-
neter Maßnahmen durchgeführt wurde, folgt bei
einer Überschreitung der Prüf-/ Maßnahmenwerte
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deshalb der Tatbestand: hinreichender Verdacht
für eine SBV oder Altlast.

Bevor jetzt eine Anordnung für eine Detailunter-
suchung seitens der zuständigen Behörde erfol-
gen kann, ist noch zu prüfen, ob 

sind.

Beispiel für einfache Mittel

• Verdachtsfläche/altlastverdächtige Fläche
ist klein und Kontamination ist bereits ab-
gegrenzt. Die Gefahrenabwehr ist möglich
durch:

→ Auftrag von Bodenmaterial

→ Bodenabtrag

→ Zaun (Schutz- und 
Beschränkungsmaßnahmen)

→ Versiegelung

Weiterhin können in Ausnahmefällen bereits bei
einer geringfügigen Prüfwertüberschreitung und
dem Zutreffen aller ungünstigen Umstände der
Ableitung des Prüfwertes Maßnahmen zur Ge-
fahrenabwehr erforderlich sein. Dieser Sachver-
halt ist im Einzelfall und unter Berücksichtigung
des Erkenntnisstandes auf dem Niveau der ori-
entierenden Untersuchung zu prüfen.

In den o.g. Fällen kann die Detailuntersuchung
entfallen und Maßnahmen zur Gefahrenabwehr
können erforderlich sein.

Treffen die o.g. Feststellungen über die Gefah-
renabwehr mit einfachen Mitteln bzw. das Zu-
treffen aller ungünstigen Umstände der Ableitung
des Prüfwertes nicht zu, so lautet das Ergebnis 
der Bewertung:
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5.5.2 Wirkungspfad Boden – Grundwasser

Ausgehend von einem Anfangsverdacht wird 
zunächst der Regelfall betrachtet.

wenn nein

Beispiele konkreter Anhaltspunkte für einen hin-
reichenden Verdacht sind:

• sichtbare Ölverunreinigungen und geringer
Flurabstand bei gut durchlässigen Böden,

• Tankgutachten eines in Betrieb befindlichen/
stillgelegten, unterirdischen Tanks belegt
Undichtigkeit,

• undichte Rohrleitungen, in denen wasser-
gefährdende Flüssigkeiten befördert wer-
den,

• geruchliche Auffälligkeiten in Brunnen, Quel-
len, Wasserhaltungen.

Sind trotz des Anfangsverdachtes durch sonstige
Feststellungen keine konkreten Anhaltspunkte 
für den hinreichenden Verdacht einer schädlichen
Bodenveränderung/Altlast gegeben, dann sind
Messungen durchzuführen, um den Anfangsver-
dacht zu bestätigen oder auszuräumen.

Wenn Messergebnisse vorliegen, dann ist zu
prüfen, ob die Beprobung am Ort der Beurteilung
erfolgte.

Bewertungsrelevant ist der Schadstoffeintrag in
das Grundwasser am Übergang von ungesättigter
zu wassergesättigter Bodenzone (= Ort der Beur-
teilung).

Eine Probennahme, die nicht am Ort der Beur-
teilung stattfindet, liegt

• im ungesättigten Bereich oder

• im unmittelbaren Grundwasserabstrom.

Diese Ergebnisse können bereits zu einer Be-
wertung herangezogen werden, wenn bei der
Abfrage

der Prüfwert nicht überschritten wird. Dann ist
auch am Ort der Beurteilung eine Prüfwertüber-
schreitung nicht zu erwarten und der Verdacht
insoweit ausgeräumt.

Insoweit heißt, bezogen auf den Wirkungspfad
Boden – Grundwasser und auf die Ergebnisse der
orientierenden Untersuchung.

Findet die Probennahme im weiteren Grundwas-
serabstrom statt, ist vor der Bewertung zu prü-
fen, ob z.B. durch Verdünnung eine Prüfwert-
überschreitung am Ort der Beurteilung kaschiert
wird.

Generell ist zu berücksichtigen, dass die Beur-
teilung aufgrund von Grundwasserwerten die
Situation bezüglich der aktuellen Schadstoffein-
träge beschreibt. In diesen Fällen ist noch zu
prüfen, ob künftig andere (höhere) Werte zu
erwarten sind.
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Ist der Prüfwert am Ort der Probennahme über-
schritten oder sind aufgrund der Abstrommes-
sungen Prüfwertüberschreitungen am Ort der
Beurteilung zu erwarten, dann erfolgt die

Bewertungsgrundlage ist die Dokumentation 
und Begründung des Vorgehens bei der Proben-
nahme und der Sickerwasserprognose. Es ist
plausibel darzustellen, wie die Konzentration des
jeweiligen Schadstoffes am Ort der Beurteilung
annäherungsweise abgeschätzt wurde. Die dabei
zu berücksichtigenden Kriterien sind in Kap. 5.4
wiedergegeben.

Die am Ort der Beurteilung gemessene oder
annäherungsweise abgeschätzte Sickerwasser-
konzentration wird bewertet.

Wenn der Prüfwert unterschritten wird, ist der
Verdacht insoweit ausgeräumt.

Wenn der Prüfwert überschritten wird, folgert 
der Tatbestand: hinreichender Verdacht für eine
SBV/Altlast 

Bevor jetzt eine Anordnung für eine Detailunter-
suchung seitens der zuständigen Behörde er-
folgen kann, ist noch zu prüfen, ob

sind.

Beispiele für einfache Mittel können sein:

– Bodenabtrag kleinräumiger Belastungen,

– Versiegelung.

In solchen Fällen kann von einer Detailunter-
suchung abgesehen werden und direkt Maß-
nahmen der Gefahrenabwehr ergriffen werden.

Ebenso sind beim Vorliegen einer akuten Ge-
fahr Sofortmaßnahmen zur Gefahrenabwehr zu
ergreifen.

Andernfalls gilt es die Detailuntersuchung durch-
zuführen.

Die Bewertung hat ergeben, dass aufgrund der
konkreten Anhaltspunkte der hinreichende Ver-
dacht einer SBV/Altlast vorliegt und damit die
Gefahrverdachtsermittlung auf Kosten der zu-
ständigen Behörde beendet ist. Die weiteren
Untersuchungen können von der zuständigen
Behörde angeordnet werden.
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Bewertung der Ergebnisse der orientierenden Untersuchung

Tafel 5
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6.1 Allgemeines

Begriffsbestimmung § 2 BBodSchV

„Vertiefte weitere Untersuchungen zur abschlie-
ßenden Gefährdungsabschätzung, die insbeson-
dere der Feststellung von Menge und räumlicher
Verteilung von Schadstoffen, ihrer mobilen oder
mobilisierbaren Anteile, ihrer Ausbreitungsmög-
lichkeiten in Boden, Gewässer und Luft sowie 
der Möglichkeit ihrer Aufnahme durch Menschen,
Tiere und Pflanzen dient“.

Nach § 3 Abs. 5 weiterhin

„Bei Detailuntersuchungen soll auch festgestellt
werden, ...ob und wie eine Abgrenzung von nicht
belasteten Flächen geboten ist“.

Die Detailuntersuchung ist der letzte Erkun-
dungsschritt in der stufenweisen Gefährdungs-
abschätzung.

Ziel ist, durch die Gefährdungsabschätzung die
Gefahrenlage der einzelnen Verdachtsfläche/alt-
lastverdächtigen Fläche abschließend zu klären.

Abschließend heißt insbesondere:

• Feststellung der Schadstoffmenge,

• Feststellung der räumlichen Verteilung
der Schadstoffe (Abgrenzung),

• Feststellung der mobilen und mobilisier-
baren Schadstoffanteile,

• Feststellung der Ausbreitungsmöglich-
keiten in Boden, Oberflächenwasser,
Grundwasser und Luft,

• Feststellung der Möglichkeit der Schad-
stoffaufnahme durch Menschen, Tiere,
Pflanzen.

Während die orientierende Untersuchung als
Gefahrverdachtsermittlung durch die Behörde
und auf Kosten dieser durchzuführen ist, besteht
für den Störer die Verpflichtung zur Durchführung
der Detailuntersuchung, wenn ein auf konkreten
Anhaltspunkten beruhender, hinreichender Ver-
dacht einer schädlichen Bodenveränderung oder
Altlast besteht.

Die konkreten Anhaltspunkte sind Untersu-
chungsergebnisse der orientierenden Untersu-
chung. Diese Ergebnisse sind mit der Ergebnis-
bewertung, die zum Feststellen des hinreichenden
Verdachts führten, auf schriftlichen Antrag dem
Betroffenen mitzuteilen.

Die zuständige Behörde kann aufgrund der Er-
gebnisse der orientierenden Untersuchung eine
Detailuntersuchung anordnen. Zudem kann sie
verlangen, dass die Untersuchungen von Sach-
verständigen oder Untersuchungsstellen nach
§ 18 BBodSchG durchgeführt werden sollen.

In jedem Fall muss geprüft werden, ob die frag-
lichen Personen für die Abwehr bzw. Besei-
tigung der Gefahr auch verantwortlich sind 
(Störerauswahl). Dem Störer sind die konkreten
Anhaltspunkte für den hinreichenden Verdacht
schriftlich mitzuteilen. Darin sind auch die rele-
vanten Wirkungspfade zu nennen, für die eine
Gefahr erwartet wird.

Für Fälle, in denen eine die Schutzgüter ge-
fährdende Ausbreitung der Schadstoffe (noch)
nicht stattgefunden hat, diese jedoch in Zukunft 
zu erwarten oder jedenfalls nicht auszuschlie-
ßen sind, bietet der § 3 Abs. 7 BBodSchV spe-
ziell für die Detailuntersuchung die Möglichkeit
wiederkehrender Untersuchungen der Schad-
stoffausbreitung und der hierfür maßgebenden
Umstände. Dies soll die Möglichkeit eröffnen,
Maßnahmen zur Beobachtung von

• Gefahrverdachtstatbeständen, z.B. Ausbrei-
tung und Verlagerung von Schadstoffen
über die Wirkungspfade und Medien (Bo-
den, Wasser, Luft),

6 Detailuntersuchung
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• maßgebenden Umständen, z.B. veränder-
liche Bodeneigenschaften, wie pH-Werte
und veränderliche Expositionsbedingungen,

durchzuführen.

Von Detailuntersuchungen kann abgesehen wer-
den, wenn die zuständige Behörde feststellt, dass
eine Gefahrenabwehr/-beseitigung mit einfachen
Mitteln möglich ist (vgl. Kap. 5.5).

Die Information der Betroffenen von der be-
vorstehenden Durchführung der geplanten Maß-
nahmen haben die zur Detailuntersuchung Ver-
pflichteten vorzunehmen. Betroffene können sein:

• Eigentümer betroffener Grundstücke,

• sonstige betroffene Nutzungsberechtigte,

• die betroffene Nachbarschaft.

Entsprechend dem Vorgehen bei der orientie-
renden Untersuchung (vgl. Kap. 5.1) sind bei 
der Durchführung der Detailuntersuchung die
Wirkungspfade zu berücksichtigen.

Die prinzipielle Vorgehensweise bei der wir-
kungspfadbezogenen Detailuntersuchung gleicht
in ihrem Ablauf bezüglich Probennahmeplanung
mit Festlegung der Probennahmestellen und Be-
probungstiefen im Wesentlichen der orientieren-
den Untersuchung. Deshalb sind im Folgenden
nur die Punkte hervorgehoben, wo unterschied-
liche bzw. zusätzliche Maßnahmen zum Tragen
kommen. Diese Unterschiede liegen vor allem
darin, dass Schadstoffverteilungen zu ermitteln
und nichtkontaminierte Bereiche abzugrenzen
sind. Daraus folgt, dass bei der Detailunter-
suchung im Verhältnis zur orientierenden Unter-
suchung verstärkt Einzelproben zur Ermittlung
bzw. Bestätigung der tatsächlichen Verbreitungs-
grenzen von Schadstoffen eingesetzt werden.
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6.2 Wirkungspfad Boden – Mensch

Das entsprechende Ablaufdiagramm auf Tafel 6
betont die Unterschiede zur orientierenden Un-
tersuchung. Die dort hervorgehobenen Symbole
werden nachfolgend inhaltlich näher erläutert.

Bei der Planung dieser vertieften, weiteren Unter-
suchungen sollte die Gesundheitsbehörde betei-
ligt werden, da die Bewertung der humantoxiko-
logischen Beurteilung in Baden-Württemberg der
Gesundheitsverwaltung obliegt.

Die festgelegten Beprobungstiefen für den Ort 
der Beurteilung entsprechen denen der orientie-
renden Untersuchung. Abweichungen sind zu
begründen.

Auf Grundlage der Ergebnisse der orientieren-
den Untersuchung wird geprüft, ob

• die angenommenen Wirkungsmöglichkeiten 
der Schadstoffe auf den Menschen weiter-
hin Gültigkeit haben,

• die Festlegung der relevanten Schadstoffe
abschließend erfolgt ist.

Die Beibehaltung der Gliederung der Unter-
suchungsfläche aus der orientierenden Untersu-
chung ist zu verifizieren, d.h., auch die Abgren-
zung zu nicht belasteten Flächen hat zu erfolgen.

Ist der inhalative Aufnahmepfad relevant

und zeigen die Ergebnisse der orientierenden Un-
tersuchung entsprechende Prüfwertüberschrei-
tungen im Feinboden für die relevanten Schad-
stoffe an, so werden in der Detailuntersuchung
ggf. weitere Proben zur Abgrenzung der Schad-
stoffanreicherung in der Feinfraktion ≤ 63 µm
untersucht.

Liegen aufgrund der Bewertung der Ergebnisse
von Bodenluftuntersuchungen in der orientie-
renden Erkundung Anhaltspunkte für die Ausbrei-
tung von flüchtigen Schadstoffen in Gebäuden
vor, hat eine Untersuchung der Innenraumluft zu
erfolgen. Diese Untersuchungen sind mit der
Gesundheitsverwaltung abzustimmen, insbeson-
dere im Hinblick auf die Bewertungsmaßstäbe
(Prüfwerte für Innenraumluft).

Wird die annähernd gleichmäßige Verteilung der
Schadstoffe durch die Ergebnisse der orientie-
renden Untersuchung bestätigt, d.h. die Einzel-
ergebnisse der Mischproben der jeweiligen Teil-
fläche (vgl. Tab. 1) einer Untersuchungsfläche
geben keinen Anhaltspunkt für lokale Schad-
stoffanreicherungen, ist keine erneute räumliche
Abgrenzung innerhalb der Fläche notwendig. Ggf.
sind zur Absicherung der Ergebnisse der orien-
tierenden Untersuchung und zur Erhöhung der
Repräsentativität weitere Mischproben aus Teil-
flächen gemäß Tabelle 1 oder Einzelproben im
Raster durchzuführen.

Es ist im Rahmen der Probennahmeplanung der
Detailuntersuchung zu prüfen, ob 
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• eine Abgrenzung nicht belasteter, angren-
zender Flächen, z.B. bei Verdacht auf
Staubverwehungen durch Einzelbeprobung
im Raster,

• eine Untersuchung zur Feststellung der
Menge an Schadstoffen,

notwendig ist.

Untersuchungen innerhalb der Flächen sind nur
notwendig, wenn sich Abweichungen der Bepro-
bungstiefen gegenüber der orientierenden Unter-
suchung ergeben.

Hierin liegt der Bearbeitungsschwerpunkt bei
der Probennahmeplanung der Detailuntersu-
chung.

Die räumliche Verteilungshypothese, die vor
Durchführung der orientierenden Untersuchung
zugrunde lag, ist anhand der Ergebnisse zu veri-

fizieren; die notwendigen Untersuchungen zur
abschließenden Gefährdungsabschätzung sind
darauf aufbauend festzulegen. Für die relevanten
Teilflächen mit Gefahrenverdacht sind die Unter-
suchungen so zu planen, dass

• die räumliche Verteilung/Abgrenzung der
Schadstoffe festgestellt werden kann. Da
die Beprobungstiefen festgelegt sind, wird
der Schwerpunkt auf der horizontalen Ab-
grenzung von Bereichen mit Prüfwertüber-
schreitung liegen,

• die Menge an Schadstoffen festgestellt wer-
den kann, 

• die Möglichkeit der Schadstoffaufnahme
festgestellt wird, damit das Ausmaß der
möglichen Beeinträchtigung beurteilt wer-
den kann.

Die jeweilige Ausgestaltung der Detailuntersu-
chung ist abhängig von den Gegebenheiten des
Einzelfalles. Da die abschließende Bewertung der
Untersuchungsergebnisse durch die zuständige
Behörde erfolgt, ist eine Abstimmung der Proben-
nahmeplanung im Vorfeld zu empfehlen.
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Untersuchungsstrategie Detailuntersuchung

Wirkungspfad Boden-Mensch (direkter Kontakt)

Tafel 6
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6.3 Wirkungspfad Boden – 
Nutzpflanze

Das entsprechende Ablaufdiagramm auf Tafel 7
zeigt die Vorgehensweise in Anlehnung an den
Ablauf bei der orientierenden Untersuchung. Die
dort hervorgehobenen Symbole werden nach-
folgend inhaltlich näher erläutert.

Bei der Planung der vertieften weiteren Untersu-
chungen sollte die Gesundheitsverwaltung betei-
ligt werden.

Die jeweilige Ausgestaltung ist abhängig von den
Gegebenheiten des Einzelfalles. Da die abschlie-
ßende Bewertung der Untersuchungsergebnisse
durch die zuständige Behörde erfolgt, ist eine
Abstimmung der Probennahmeplanung im Vorfeld
zu empfehlen.

Die festgelegten Beprobungstiefen für den Ort 
der Beurteilung entsprechen denen der orientie-
renden Untersuchung; Abweichungen sind zu
begründen.

Auf Grundlage der Ergebnisse der orientieren-
den Untersuchung wird geprüft, ob

• die angenommenen Wirkungsmöglichkei-
ten, z.B. über Vermarktung von Nahrungs-
mitteln, Verzehr von Obst und Gemüse aus
Eigenanbau weiterhin Gültigkeit haben,

• die Festlegung der relevanten Schadstoffe
abschließend erfolgt ist.

Es ist zu prüfen, ob die Gliederung der Unter-
suchungsfläche aus der orientierenden Untersu-
chung beibehalten wird.

Ausgewählt werden die Untersuchungsparameter,
für die eine Prüfwertüberschreitung festgestellt
wurde. Bei Schadstoffen, für die kein Prüf-/ Maß-
nahmenwert existiert, können von der obersten
Bodenschutzbehörde die Prüfwerte gemäß Bun-
desanzeiger (Nr. 161, 28.08.99) festgelegt werden.

Untersuchungen von Pflanzen sollen nur im Ein-
zelfall durchgeführt werden.

Wird die annähernd gleichmäßig angenommene
Schadstoffverteilung und Bodenbeschaffenheit
durch die Ergebnisse der orientierenden Unter-
suchung bestätigt, so sind i.d.R. innerhalb der
Untersuchungsfläche keine weiteren Beprobun-
gen mehr durchzuführen. Zur Absicherung der
Ergebnisse und zur Erhöhung der Repräsentati-
vität können weitere Mischproben aus Teilflächen
gemäß Tabelle 2 oder Einzelproben im Raster
untersucht werden.

Es ist im Rahmen der Detailuntersuchung zu
prüfen, ob

• eine Abgrenzung nicht belasteter Flächen
durch Einzelbeprobung im Raster,

• eine Untersuchung zur Feststellung der
Menge an Schadstoffen

notwendig ist.

Weitere Untersuchungen innerhalb der Fläche
sind erforderlich, wenn sich Abweichungen der
Beprobungstiefen gegenüber der orientierenden
Untersuchung ergeben.
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Hinweis:

Insbesondere in Nutzgärten, in denen i.d.R.
eine grundstücksbezogene Mischprobe für
jede Beprobungstiefe bereits in der orientie-
renden Untersuchung entnommen und bewer-
tet wurde, sind in der Detailuntersuchung keine
weiteren Probennahmen mehr erforderlich.

Zur Abgrenzung der Untersuchungsfläche sind
in Nachbargrundstücken ggf. weitere Untersu-
chungen notwendig. 

Hierin liegt der Bearbeitungsschwerpunkt bei
der Probennahmeplanung der Detailuntersu-
chung.

Die räumliche Verteilungshypothese, die vor
Durchführung der orientierenden Untersuchung
zugrunde lag, ist anhand der Ergebnisse zu veri-
fizieren; die notwendigen Untersuchungen zur
abschließenden Gefährdungsabschätzung sind
darauf aufbauend festzulegen. Für die relevan-
ten Teilflächen mit Gefahrenverdacht sind die
Untersuchungen so zu planen, dass

• die räumliche Verteilung/Abgrenzung der
Schadstoffe festgestellt werden kann. Da
die Beprobungstiefen festgelegt sind, wird
der Schwerpunkt auf der horizontalen Ab-
grenzung von Bereichen mit Prüfwertüber-
schreitung liegen,

• die Menge an Schadstoffen festgestellt
werden kann,

• die Möglichkeit der Schadstoffaufnahme
festgestellt wird, damit das Ausmaß der
möglichen Beeinträchtigung beurteilt wer-
den kann.
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Untersuchungsstrategie Detailuntersuchung

Wirkungspfad Boden-Nutzpflanze

Tafel 7
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6.4 Wirkungspfad Boden – 
Grundwasser

Das entsprechende Ablaufdiagramm auf Tafel 8
zeigt die Vorgehensweise in Anlehnung an den
Ablauf bei der orientierenden Untersuchung. Die
dort hervorgehobenen Symbole werden nach-
folgend inhaltlich näher erläutert.

Auf Grundlage der Ergebnisse der orientierenden
Untersuchung ist festzulegen, welche weiteren
Maßnahmen notwendig sind, um eine Sickerwas-
serprognose zur abschließenden Gefährdungs-
abschätzung zu erstellen.

In der Detailuntersuchung gewinnt die Untersu-
chung, insbesondere des Grundwassers selbst,
an Bedeutung. Denn durch die direkte Messung
im betroffenen Schutzgut können in vielen Fällen
folgende Feststellungen getroffen werden:

• grundwassergängige Schadstoffanteile,

• räumliche Verteilung von Schadstoffen,

• Ausbreitungsmöglichkeit der Schadstoffe
im Grundwasser.

Neben der Untersuchung der ungesättigten Zone
ist damit immer auch die Möglichkeit einer
Grundwassererkundung in Betracht zu ziehen.
Jede dieser beiden Untersuchungsstrategien hat
in Abhängigkeit vom Einzelfall ihre Einsatzstärken
oder -schwächen.

Es ist abzuwägen, in welchem Verhältnis der Er-
kundungsaufwand zum Erkenntnisgewinn steht.
Damit dürfte bei einer Vielzahl von schädlichen
Bodenveränderungen bzw. Altlasten die Detail-
untersuchung eine Kombination von „Gefahren-
herderkundung“ und „Grundwassererkundung“
sein.

Die Kriterien einer Detailuntersuchung durch
Messungen im Grundwasser sind im „Hand-
buch Altlasten und Grundwasserschadensfälle

Heft 19, Leitfaden Erkundungsstrategie Grund-
wasser“ enthalten.

Im Rahmen der Detailuntersuchung ist i.d.R. die
vertikale Schadstoffverteilung bis unterhalb der
Schadstoffanreicherung oder eines auffälligen
Bodenkörpers (z.B. verunreinigte Auffüllung) fest-
zustellen. Dabei erfolgt die Beprobung horizont-
oder schichtspezifisch. Je nach Tiefenlage der
Verunreinigung ist in diesem Zusammenhang eine
Beprobung von Sickerwasser oder oberflächen-
nahem Grundwasser am Ort der Beurteilung
möglich. Wasserstauende Schichten sollten nicht
durchbohrt werden, wenn dadurch eine Verun-
reinigung von Grundwasser zu besorgen ist; die
Beprobungstiefe ist dann zu reduzieren.

Ist das Durchbohren solcher wasserstauenden
Schichten erforderlich, sind besondere Siche-
rungsmaßnahmen zu ergreifen. Solche Siche-
rungsmaßnahmen sind z.B. das Absetzen von
Bohrungen mit anschließender Fußabdichtung
und die Durchbohrung mit geringerem Bohr-
durchmesser.

Die Anzahl und Lage der Beprobungsstellen zur
Erstellung einer Sickerwasserprognose hängt vom
jeweiligen Einzelfall ab.

Auch beim Wirkungspfad Grundwasser sind die
Beprobungsstellen so zu wählen, dass die Schad-
stoffverteilung, die Menge der Schadstoffe sowie
die Eintragsmöglichkeiten ermittelt werden.

Bei großen Teilflächen sind die Effekte der Re-
tardation und des Schadstoffabbaus sowie der
Heterogenitäten im Grundwasserleiter zu berück-
sichtigen.

Boden-/Sickerwasserproben sind so zu entneh-
men, dass eine vollständige Abgrenzung der
Schadstoffanreicherung (vertikal/horizontal) und
Ermittlung der Schadstoffmenge erfolgen kann.
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Die Untersuchungsergebnisse (Bodensättigungs-
extrakt DIN V 19735, Ammoniumnitratextrakt 
DIN 19730, Säulenversuch DIN V 19736, Eluat
nach DEV-S4) sind die Grundlagen der Sicker-
wasserprognose und dienen der räumlichen
Abgrenzung im Rahmen der Detailuntersuchung.
Die Sickerwasserprognose schätzt die aktuellen

und zukünftig zu erwartenden Schadstoffeinträge
ins Grundwasser ab. Falls die Sickerwasserprog-
nose auf der Grundlage von Abstrommessungen
erfolgt oder wenn die Sickerwasserkonzentra-
tionen direkt gemessen werden, ergeben sich 
die derzeitigen Sickerwasserkonzentrationen. In
diesen Fällen ist zu prüfen, ob künftig andere
(höhere) Werte zu erwarten sind.

Die Bewertung der Schadstoffkonzentrationen 
im Grundwasser erfolgt nach wasserrechtlichen
Regelungen.
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Untersuchungsstrategie Detailuntersuchung

Wirkungspfad Boden-Grundwasser

Tafel 8
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6.5 Bewertung der Ergebnisse 
der Detailuntersuchung

Nach § 4 Abs. 4 BBodSchV sind die Ergebnisse
der Detailuntersuchung nach den Vorgaben der
Verordnung unter Beachtung der Gegebenhei-
ten des Einzelfalles, insbesondere auch anhand
von Maßnahmenwerten, daraufhin zu bewerten,
inwieweit Maßnahmen zur Sanierung oder son-
stige Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen
erforderlich sind.

Das entsprechende Ablaufdiagramm zeigt Ta-
fel 9. Die dort aufgezeigten Symbole werden
nachfolgend inhaltlich näher erläutert.

Ziel der Bewertung ist die Feststellung, ob eine
schädliche Bodenveränderung/Altlast vorliegt,
von der Gefahren, erhebliche Nachteile oder er-
hebliche Beeinträchtigungen für die Wirkungs-
pfade Boden – Mensch, Boden – Grundwasser,
Boden – Nutzpflanze und die Bodenfunktionen
ausgehen. Bei Altlasten kommen noch sonstige
Gefahren (z.B. Standsicherheit von Altablage-
rungen, von Aufbauten bei Altstandorten) hinzu.

Mit dem Hinweis, dass die Bewertung unter Be-
achtung der Gegebenheiten des Einzelfalles er-
folgen soll, wird deutlich gemacht, dass es keinen
Automatismus in der Bewertung geben soll. Die
Bewertung ist nicht der einfache numerische
Abgleich mit den Prüf-/Maßnahmenwerten, son-
dern soll die Standortbedingungen sowie andere
Bedingungen des Einzelfalles berücksichtigen.

Wo nur für den Wirkungspfad Boden – Mensch/
Boden – Nutzpflanze Prüfwerte für bestimmte
Schadstoffe vorliegen, ist zu prüfen, ob die Expo-
sition am Standort so bemessen ist, wie sie der
Prüfwertherleitung zugrunde liegt; dies gilt ins-
besondere für geringfügige Prüfwertüberschrei-
tungen. Denn für die Herleitung des Prüfwertes
wurde die Exposition so bemessen, dass im
„ungünstigen Expositionsfall“ auf das Vorliegen
einer Gefahr für das Schutzgut zu schließen ist.
Treffen diese ungünstig angenommenen Exposi-
tionsbedingungen bei Prüfwertüberschreitungen

zu, können Maßnahmen analog der Überschrei-
tung von Maßnahmenwerten erforderlich werden.
In allen anderen Fällen, wo die Prüfwerte deut-
lich überschritten werden, erscheint die Wahr-
scheinlichkeit einer Gefahr respektive schädlicher
Bodenveränderung/Altlast zunächst wesentlich
höher. Günstigere Expositionsbedingungen als 
bei der Herleitung des Prüfwertes relativieren die-
se Einschätzung jedoch wieder, denn trotz Prüf-
wertüberschreitung ist dann zu prüfen, ob eine
Gefahr vorliegt. Hier wird deutlich, dass bei der
Beurteilung der Untersuchungsergebnisse die
Situation des Einzelfalles (Exposition, Nutzung,
etc.) maßgeblich die Gefahrenschwelle bestimmt.
Für den Wirkungspfad Boden – Mensch wurden
nur für Dioxine Maßnahmenwerte in der BBod
SchV festgelegt, weil die fachlichen Grundlagen
und Methoden für die andere Schadstoffe noch
ausstehen.

Beim Wirkungspfad Boden – Nutzpflanze gibt 
es für die Bewertung der Pflanzenqualität auf
Ackerbauflächen und Nutzgärten lediglich für
Cadmium einen Maßnahmenwert, während für
Grünlandflächen für alle aufgeführten Schad-
stoffe Maßnahmenwerte existieren.

Generell ist bei den Prüf- und Maßnahmenwer-
ten für den Wirkungspfad Boden – Nutzpflanze zu
beachten, dass für die in der BBodSchV ge-
nannten tieferen Beprobungstiefen (30 – 60 cm
Ackerbau und Nutzgärten, 10 – 30 cm Grünland)
die 1,5 fachen Werte gelten.

Wichtig ist vor allem zu prüfen, ob im Einzelfall
diese Nutzung überhaupt eine solche Relevanz
hat, dass Maßnahmen zur Gefahrenabwehr nach
den für den Wirkungspfad Boden – Nutzpflanze
vorgegebenen Kriterien erfolgen müssen; geprüft
wird, ob z.B. die Anbaufläche überhaupt so groß
ist, dass relevante Schadstoffmengen aufgenom-
men werden können.

Für den Wirkungspfad Boden – Grundwasser
existieren nur Prüfwerte für das Sickerwasser 
am Ort der Beurteilung. Diese Werte sind zur Be-
wertung der Ergebnisse der Sickerwasserprog-
nose heranzuziehen.
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In der BBodSchV wird der Ermessungsspiel-
raum bei der Bewertung der Verhältnismäßigkeit
von Sanierungsmaßnahmen wie folgt konkreti-
siert. Führen erhöhte Schadstoffkonzentrationen
im Sickerwasser oder andere Schadstoffausträge
auf Dauer nur zu geringen Schadstofffrachten 
und nur zu lokal begrenzten erhöhten Schadstoff-
konzentrationen in Gewässern, ist dies bei der
Prüfung der Verhältnismäßigkeit von Sanierungs-
maßnahmen zu berücksichtigen. Bundesweit ein-
heitliche Angaben über die Frage „Was ist eine
kleine Fracht?“ und „Was ist lokal begrenzt?“
fehlen.

In Baden-Württemberg existieren bereits die er-
messensleitenden Regelungen zur Konkreti-
sierung dieser Rahmenvorgaben in Form der
„Emissions-/Immissionsbetrachtung“ nach VwV
Orientierungswerte für die einzelfallbezogene
Mindestanforderung.

Demnach gilt:

„lokal begrenzt“

eine lokal begrenzte, erhöhte Schadstoffkonzen-
tration liegt dann vor, wenn im unmittelbaren Ab-
strom im betroffenen Grundwasserleiter tiefen-
gemittelt keine Überschreitungen des Prüfwertes
Wasser (= Prüfwert Sickerwasser) derzeitig und 
in absehbarer Zukunft auftreten

und

„geringe Schadstofffrachten“

geringe Schadstofffrachten liegen dann vor, wenn
aus schädlichen Bodenveränderungen oder Alt-
lasten die Emissionen nicht über den maximal
zulässigen Emissionswerten (Emax-Werte) liegen.

Für die Bewertung der Detailuntersuchung kön-
nen demnach folgende Hilfestellungen gegeben
werden:

• Wirkungspfad Boden – Mensch/ 
Boden – Nutzpflanze:

Bei Prüfwertüberschreitungen sind zu-
nächst die Expositionsannahmen für die
Ableitung der Prüfwerte im Einzelfall zu prü-
fen. Werden Maßnahmenwerte überschrit-
ten, ist Gefahrenabwehr notwendig.

• Wirkungspfad Boden – Grundwasser:

Deutliche Prüfwertüberschreitungen am Ort
der Beurteilung zeigen eine hohe Wahr-
scheinlichkeit für das Vorliegen einer Gefahr
für das Grundwasser. Danach ist zu prüfen,
wie sich der Sachverhalt bei einer kleinräu-
migen und kurzzeitigen Mittelwertbildung
darstellt. Ist mit hinreichender Wahrschein-
lichkeit davon auszugehen, dass auch nach
kleinräumiger und kurzzeitiger Mittel-
wertbildung die Geringfügigkeitsschwelle
überschritten wird, liegt eine Gefahr vor. In
diesem Fall ist unter Beachtung der Begriffe
„lokal begrenzt“ und „geringe Schadstoff-
fracht“ zu prüfen, ob unter Verhältnismäßig-
keitsaspekten Sanierungsmaßnahmen er-
forderlich sind.

• Die zuständige Behörde für die Bewertung
soll für die abschließende fachliche und
rechtliche Beurteilung in Zweifelsfällen Stel-
lungnahmen derjenigen Behörden einholen,
deren Aufgabenbereich berührt wird. So
können z.B. bei der Bewertung von land-
wirtschaftlich genutzten Flächen Aufgaben-
bereiche der Gesundheitsverwaltung oder
der Landwirtschaftsverwaltung betroffen
sein.

• Die Bewertung der Ergebnisse kann durch
die Bewertungskommission erfolgen.

• Naturbedingt bzw. siedlungsbedingt erhöh-
te Belastungen sind zu berücksichtigen.
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Anhand der Kriterien

wird abschließend die weitere Vorgehensweise
festgelegt:

oder 

Für schädliche Bodenveränderungen

folgt gemäß des BBodSchG die Notwendigkeit
der Gefahrenabwehr.

Für Altlasten 

ist gemäß Drittem Teil des BBodSchG in einem
nächsten Schritt zu entscheiden, ob sofort Maß-
nahmen zur Gefahrenabwehr ergriffen werden
können oder ob eine Sanierungsuntersuchung/
Sanierungsplanung notwendig ist:

Grundlage hierfür ist § 13 Abs. 1 BBodSchG.

Die Vorlage einer Sanierungsuntersuchung und
eine Sanierungsplanung kann demnach nur bei
Altlasten mit einem besonderen Belastungs-
potential von der zuständigen Behörde verlangt
werden. Folgende Begründungen sind möglich:

• abgestimmtes Vorgehen; z.B. planvolles
Vorgehen bei großflächigen Altlasten, abge-
stimmtes Vorgehen bei Auswirkungen auf
Nachbarschaft oder -grundstücke.

• Gefahren, erhebliche Nachteile oder erheb-
liche Beeinträchtigungen im besonderen
Maße:

– wegen der Art der Schadstoffe, z.B. kom-
plexe Schadstoffgemische, die unterschied-
liche Sanierungsverfahren und umfang-
reiche Arbeitsschutzmaßnahmen erfordern,

– wegen der Ausbreitung der Schadstoffe,
z.B. bei Gasmigrationen in Nachbargebäu-
de, Beeinträchtigung von Trinkwasserfas-
sungen,

– wegen der Menge der Schadstoffe, z.B. 
des daraus resultierenden Gefahrenpoten-
tials über lange Zeiträume.

Die Festlegung der Notwendigkeit von Sanie-
rungsuntersuchung und Sanierungsplanung wird
sich an den bisher ausgeübten Ermessensspiel-
räumen anlehnen.

Besteht diese Notwendigkeit nicht, so kann die 
Art der Gefahrenabwehr

durch Sanierungsmaßnahmen oder sonstige
Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen sofort
festgelegt werden. Die Wirksamkeit und Verhält-
nismäßigkeit des gewählten Verfahrens muss
gewährleistet sein.

Ergeben sich aufgrund der speziellen Situation
z.B. mehrere Möglichkeiten einer wirksamen Ge-



Arbeitshilfe zur Bearbeitung von Verdachtsflächen/altlastverdächtigen
Flächen und schädlichen Bodenveränderungen/Altlasten nach BBodSchG © LfU56

fahrenabwehr oder stellt sich die Frage, ob mit
verhältnismäßigem Aufwand eine Sanierung über-
haupt möglich ist und deshalb eher auf Schutz-
und Beschränkungsmaßnahmen zurückzugreifen
ist, so sind Untersuchungen zur Entscheidung

über Art und Umfang der erforderlichen Maßnah-
men notwendig.
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Bewertung der Ergebnisse der Detailuntersuchung

Tafel 9



7.1 Anforderungen© LfU 57

7.1 Anforderungen

Hinweis:

Sanierungsuntersuchung und Sanierungspla-
nung sind in § 13 BBodSchG nur bezüglich
Altlasten geregelt.

Nach § 21 (2) BBodSchG können die Länder
bestimmen, dass Regelungen im Dritten Teil
des BBodSchG für altlastverdächtige Flächen
und Altlasten überwiegend auch für Verdachts-
flächen und schädliche Bodenveränderungen
verlangt werden können.

Insbesondere bei schädlichen Bodenverände-
rungen, von denen auf Grund von Art, Ausbrei-
tung oder Menge der Schadstoffe im besonde-
ren Maße Gefahren, erhebliche Nachteile oder
erhebliche Belästigungen für den Einzelnen
oder die Allgemeinheit ausgehen, wären Re-
gelungen für die Sanierungsuntersuchungen,
sowie das Erstellen von Sanierungsplänen und
die Durchführung von Eigenkontrollmaßnah-
men sinnvoll.

Es bleibt abzuwarten, ob in Baden-Württem-
berg eine Regelung getroffen wird, die Rege-
lungen im Dritten Teil des BBodSchG auch für
schädliche Bodenveränderungen für anwend-
bar erklärt. In den nachfolgenden Abschnitten
des Kapitels 7 und in Kapitel 8 werden die
Begriffe i.S. des BBodSchG verwendet (vgl.
auch Tafel 10). 

Der Anhang 3 der BBodSchV konkretisiert die
Anforderungen an die Sanierungsuntersuchung
und den Sanierungsplan nach § 6 BBodSchV 
und § 13 BBodSchG. Im Hinblick auf die unter
Kosten- und Nutzengesichtspunkten zielgerich-
tete Auswahl von Sanierungsmaßnahmen ist die
Prüfung der in Betracht kommenden Maßnah-
men anhand eines Kriterienkataloges erforderlich.
Der Anhang 3 benennt Kriterien, die sich an die
Vollzugspraxis anlehnen. Sie sind im Hinblick auf
das Ziel einer Sanierungsuntersuchung technisch,
rechtlich und organisatorisch ausgerichtet.

Bei komplexen Altlastenfällen hat sich die Praxis
bewährt, zunächst eine Vorauswahl grundsätzlich
geeigneter Sanierungsverfahren auf der Grund-
lage der technischen Durchführbarkeit und der
schadstoff- und bodenspezifischen Eignung zu
treffen. Im Ergebnis dieser Prüfung sind dann
realisierbare Sanierungsvarianten unter Einbezie-
hung aller verfahrensbegleitenden Maßnahmen 
zu entwickeln und hinsichtlich weiterer Kriterien
die Wirksamkeit und Kosten einschließlich der
verfahrensbegleitenden Folgeleistungen verglei-
chend zu bewerten. Ergebnis dieses Variantenver-
gleiches ist ein Vorschlag mit den zur Anwendung
kommenden Maßnahmen. Bei Sicherungs- und
sonstigen Schutz- und Beschränkungsmaßnah-
men sind neben den technischen Eignungskrite-
rien insbesondere auch die notwendigen Über-
wachungs- und Nachsorgemaßnahmen sowie 
die Möglichkeiten der nachträglichen Wiederher-
stellung der Sicherungswirkung einschließlich 
der dazugehörigen Kosten bei der Prüfung und
Bewertung der Maßnahmenvarianten zu berück-
sichtigen.

Die Anforderungen an die Sanierungsuntersu-
chung und an den Sanierungsplan werden nicht
abschließend aufgeführt, sie können vielmehr im
Rahmen des Verwaltungsvollzuges durch spe-
zielle Anforderungen, die auf die jeweilige beson-
dere Fallgestaltung ausgerichtet sind, abgeändert
oder ergänzt werden.

Die inhaltlichen Zusammenhänge zwischen Sa-
nierungsuntersuchung, Sanierungsplanung und 
-plan sind nachfolgend skizziert.

7 Sanierungsuntersuchung/Sanierungsplanung
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Die zuständige Behörde kann verlangen, dass 
die Sanierungsuntersuchungen sowie der Sanie-
rungsplan von einem Sachverständigen nach § 18
BBodSchG erstellt werden.

Hinweis:
Informationspflicht (§13 (3) BBodSchG)

Der zur Sanierung Verpflichtete hat die Betrof-
fenen (Eigentümer betroffener Grundstücke,
sonstige Nutzungsberechtigte, betroffene
Nachbarschaft) frühzeitig, d.h. nicht erst nach
Abschluss des Sanierungsplanes, in geeigne-
ter Weise (z.B. Bürgerinformation) und unauf-
gefordert über die geplanten Maßnahmen zu
informieren. 
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7.2 Sanierungsuntersuchung

In der Sanierungsuntersuchung (Tafel 10) soll 
die Auswahl der zur Anwendung kommenden
Maßnahmen auf der Basis der vorliegenden
Erkenntnisse sowie allgemein in der Praxis ver-
fügbaren Informationen erfolgen. In spezifischen
Fällen, wo diese Informationen nicht ausreichen,
sind ergänzende Untersuchungen zur Prüfung 
der technischen Machbarkeit der Verfahren am
Standort durchzuführen.

Durch Sanierungsuntersuchungen sind die zur
Erfüllung der Pflichten nach § 4 Abs. 3 des 
Bundes-Bodenschutzgesetzes (Gefahrenabwehr
durch Sanierung bzw. Schutz- und Beschrän-
kungsmaßnahmen) geeigneten, erforderlichen
und angemessenen Maßnahmen zu ermitteln. 
Die hierfür in Betracht kommenden Maßnahmen
sind unter Berücksichtigung von Maßnahmen-
kombinationen und von erforderlichen Begleit-
maßnahmen darzustellen.

Die Prüfung muss insbesondere

• die schadstoff-, boden-, material- und stan-
dortspezifische Eignung der Verfahren,

• die technische Durchführbarkeit,

• den erforderlichen Zeitaufwand,

• die Wirksamkeit im Hinblick auf das Sanie-
rungsziel,

• eine Kostenschätzung sowie das Verhältnis
von Kosten und Wirksamkeit,

• die Auswirkungen auf die Betroffenen im
Sinne von § 12 Satz 1 des Bundes-Boden-
schutzgesetzes und auf die Umwelt,

• das Erfordernis von Zulassungen,

• die Entstehung, Verwertung und Beseiti-
gung von Abfällen,

• den Arbeitsschutz,

• die Wirkungsdauer der Maßnahmen und
deren Überwachungsmöglichkeiten,

• die Erfordernisse der Nachsorge und

• die Nachbesserungsmöglichkeiten

umfassen.

Prinzipiell entsprechen diese Anforderungen der in
Baden-Württemberg eingeführten Bearbeitungs-
stufe „E3-4 – Eingehende Untersuchungen/ Sanie-
rungsvorplanung“.

Bezüglich der Sanierungsziele beim Wirkungs-
pfad Boden-Grundwasser entspricht eine voll-
ständige Gefahrenabwehr den bisher in Baden-
Württemberg eingeführten „allgemeinen Mindest-
anforderungen“ (s. VwV Orientierungswerte für die
Bearbeitung von Altlasten und Schadensfällen,
GABl Nr. 8, 1998), eine nach § 4 Abs. 7 BBodSchV
aus Verhältnismäßigkeitsgründen eingeschränkte
Gefahrenabwehr der „einzelfallbezogenen Min-
destanforderungen“.

Folgende Einzelaspekte werden bei Heranzie-
hung der Anforderungen für Sanierungsunter-
suchungen im Vergleich zur bisherigen „E3-4-Be-
arbeitung“ an Bedeutung gewinnen:

• Auswirkungen auf die Umwelt.
Dies kann mit dem Programm „Umwelt-
bilanzierung von Altlastensanierungsverfah-
ren“ der LfU Baden-Württemberg umgesetzt
werden.

• Auswirkung auf die Betroffenen im Sinne
von § 12 Abs. 1 BBodSchG

• Arbeitsschutz

• Nachbesserungsmöglichkeiten

Prinzipiell ist beim Wirkungspfad Boden –
Mensch und Boden – Nutzpflanze darzulegen,
unter welchen Expositionsbedingungen die im
Einzelfall abgeleiteten Maßnahmewerte ermittelt
wurden. Diese Maßnahmenwerte sind nach § 4
BBodSchV gleichzeitig als Sanierungsziele zu
betrachten.
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Beim Wirkungspfad Boden – Grundwasser ist
darzustellen, ob eine vollständige oder eine 
nach § 4 Abs. 7 BBodSchV eingeschränkte
Gefahrenabwehr erfolgt. Vollständige Gefahren-
abwehr bedeutet, dass im Sickerwasser am Ende
der Sickerstrecke, zumindest nach kleinräumi-
ger und kurzzeitiger Mittelwertbildung, die Prüf-
werte der BBodSchV eingehalten werden. Bei
eingeschränkter Gefahrenabwehr muss zumin-
dest erreicht werden, dass erhöhte Stoffgehalte 
im Grundwasser nur lokal begrenzt auftreten und
dass geringe Schadstofffrachten ausgetragen
werden.

Die Ergebnisse der Sanierungsuntersuchungen
und das daraus empfohlene Maßnahmenkonzept
sind darzustellen, d.h. als abschließender Bericht
vorzulegen.

Die abschließende Darstellung der Sanierungs-
untersuchungen bildet die Grundlage zur Ent-

scheidung über Art und Umfang der erforderlichen
Maßnahmen.

Obwohl im BBodSchG nicht explizit als Zwi-
schenschritt gefordert, wird empfohlen, die Aus-
wahl des empfohlenen Maßnahmekonzeptes mit
der zuständigen Behörde abzustimmen. Dies
kommt insofern auch der im BBodSchG auf-
geführten Möglichkeit des Abschlusses eines
öffentlich-rechtlichen Sanierungsvertrages über
die Ausführung des Sanierungsplanes entgegen.
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7.3 Sanierungsplanung

Anhang 3 der BBodSchV nennt des Weiteren 
die Anforderungen an den Inhalt eines Sanie-
rungsplans (Tafel 10). Mit diesen Kriterien wird
sichergestellt, dass die zum Feststellen der Altlast
maßgebenden Entscheidungen, wie Ergebnisse
der Untersuchung und Bewertung sowie die
Ergebnisse aus der Sanierungsuntersuchung zur
Auswahl der technisch geeigneten und wirtschaft-
lich durchführbaren Maßnahme bzw. Maßnah-
menkombination zusammenfassend dokumen-
tiert werden. Im Sanierungsplan sind die Maß-
nahmen zur Beseitigung der Altlast einschließlich
Qualitätssicherungs-, Überwachungs- und Nach-
sorgemaßnahmen, der Zeit- und Kostenplan für
deren Durchführung sowie die hierzu notwendi-
gen rechtlichen Genehmigungserfordernisse fest-
zulegen.

Der Umfang des Sanierungsplans sowie der
Detaillierungsgrad der Angaben richten sich 
unter Berücksichtigung der Flächengröße der Alt-
last, der Art und Konzentration der vorhandenen
Schadstoffe, der Bedeutung und Empfindlichkeit
der betroffenen Schutzgüter sowie zur Anwen-
dung kommenden Maßnahmen nach den Um-
ständen des Einzelfalls. Die zuständige Behörde
kann im jeweiligen Einzelfall entscheiden, ob sie
den Sanierungsplan genehmigt und ob er Ge-
genstand eines Sanierungsvertrages nach § 13
Abs. 4 BBodSchG sein soll. Die Erfahrungen aus
der Praxis zeigen, dass der Sanierungsplan, ins-
besondere in Fällen mit mehreren Verantwort-
lichen, ein koordiniertes Verfahren sicherstellt und
somit zu mehr Planungs- und Rechtssicherheit
führt.

Im Einzelnen wird nachfolgend der Anhang 3
BBodSchV Pkt. 2 wiedergegeben:

Ein Sanierungsplan soll die unter Nummer 1 bis 5
genannten Angaben sowie die für eine Verbind-
lichkeitserklärung nach § 13 Abs. 6 des Bundes-
Bodenschutzgesetze erforderlichen Angaben und
Unterlagen enthalten.

1. Darstellung der Ausgangslage, insbesondere
hinsichtlich

• der Standortverhältnisse (u.a. geologische,
hydrogeologische Situation; bestehende
und planungsrechtlich zulässige Nutzung),

• der Gefahrenlage (Zusammenfassung der
Untersuchungen nach § 3 BBodSchV im
Hinblick auf Schadstoffinventar nach Art,
Menge und Verteilung, betroffene Wirkungs-
pfade, Schutzgüter und -bedürfnisse),

• der Sanierungsziele,

• der getroffenen behördlichen Entscheidun-
gen und der geschlossenen öffentlich-recht-
lichen Verträge, insbesondere auch hinsicht-
lich des Maßnahmenkonzeptes, die sich 
auf die Erfüllung der nach § 4 des Bundes-
Bodenschutzgesetzes zu erfüllenden Pflich-
ten auswirken und

• der Ergebnisse der Sanierungsuntersuchun-
gen.

2. Textliche und zeichnerische Darstellung der
durchzuführenden Maßnahmen und Nachweis
ihrer Eignung, insbesondere hinsichtlich

• des Einwirkungsbereiches der Altlasten 
und der Flächen, die für die vorgesehenen
Maßnahmen benötigt werden,

• des Gebietes des Sanierungsplans,

• der Elemente und des Ablaufs der Sanierung
im Hinblick auf

– den Bauablauf,

– die Erdarbeiten (insbesondere Aushub,
Separierung, Wiedereinbau, Umlagerungen
im Bereich des Sanierungsplans),

– die Abbrucharbeiten,

– die Zwischenlagerung von Bodenmaterial
und sonstigen Materialien,

– die Abfallentsorgung beim Betrieb von
Anlagen,
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– die Verwendung von Böden und die Ablage-
rung von Abfällen auf Deponien und 

– die Arbeits- und Immissionsschutzmaßnah-
men,

• der fachspezifischen Berechnungen zu

– on-site-Bodenbehandlungsanlagen,

– in-situ-Maßnahmen,

– Anlagen zur Fassung und Behandlung von
Deponiegas oder Bodenluft,

– Grundwasserbehandlungsanlagen,

– Anlagen und Maßnahmen zur Fassung und
Behandlung insbesondere von Sickerwas-
ser,

• der zu behandelnden Mengen und der
Transportwege bei Bodenbehandlung in 
off-site-Anlagen,

• der technischen Ausgestaltung von Siche-
rungsmaßnahmen und begleitenden Maß-
nahmen, insbesondere von

– Oberflächen-, Vertikal- und Basisabdich-
tungen,

– Oberflächenabdeckungen,

– Zwischen- bzw. Bereitstellungslagern,

– begleitenden passiven pneumatischen, hy-
draulischen und sonstigen Maßnahmen
(z.B. Baufeldentwässerung, Entwässerung
des Aushubmaterials, Einhausung, Abluft-
fassung und -behandlung) und

• der behördlichen Zulassungserfordernisse
für die durchzuführenden Maßnahmen.

3. Darstellung der Eigenkontrollmaßnahmen zur
Überprüfung der sachgerechten Ausführung
und Wirksamkeit der vorgesehenen Maßnah-
men, insbesondere

• das Überwachungskonzept hinsichtlich

– des Bodenmanagements bei Auskofferung,
Separierung und Wiedereinbau,

– der Boden- und Grundwasserbehandlung,
der Entgasung oder der Bodenluftabsau-
gung,

– des Arbeits- und Immissionsschutzes,

– der begleitenden Probennahme und Analy-
tik und

• das Untersuchungskonzept für Materialien
und Bauteile bei der Ausführung von Bau-
werken.

4. Darstellung der Eigenkontrollmaßnahmen im
Rahmen der Nachsorge einschließlich der
Überwachung, insbesondere hinsichtlich

• der Erfordernis und der Ausgestaltung von
längerfristig zu betreibenden Anlagen oder
Einrichtungen zur Fassung oder Behandlung
von Grundwasser, Sickerwasser, Oberflä-
chenwasser, Bodenluft oder Deponiegas
sowie Anforderungen an deren Überwa-
chung und Instandhaltung,

• der Maßnahmen zur Überwachung (z.B.
Messstellen) und

• der Funktionskontrolle im Hinblick auf die
Einhaltung der Sanierungserfordernisse und
Instandhaltung von Sicherungsbauwerken
oder -einrichtungen.

5. Darstellung des Zeitplans und der Kosten.

Behördliche Sanierungsplanung

Nach BBodSchG § 14 kann die zuständige Be-
hörde den Sanierungsplan selbst erstellen oder
ergänzen oder durch einen Sachverständigen
nach § 18 BBodSchG erstellen oder ergänzen
lassen, wenn folgende Sachverhalte vorliegen:

• Sanierungsplan liegt nicht innerhalb einer
von der Behörde gesetzten Frist vor,

• Sanierungsplan ist fachlich unzureichend,
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• Sanierungspflichtige können nicht bzw.
nicht rechtzeitig herangezogen werden,

• großflächige Altlast; weiträumige Grund-
wasser / Oberflächengewässerverunreini-
gung,

• Vielzahl an Sanierungspflichtigen erfordern
koordiniertes Vorgehen.

Nur bei den letzten beiden oben aufgeführten
Punkten kann die Behörde direkt, also ohne zuvor
vom Verpflichteten eine Sanierungsplan verlangt
zu haben, einen Sanierungsplan auf Kosten des
Verpflichteten selbst erstellen lassen. Zur Kosten-
regelung vgl. auch Kap. 8.4.
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7.4 Verbindlichkeitserklärung des
Sanierungsplanes

Nach § 13 Abs. 6 Satz 1 des BBodSchG kann 
ein Sanierungsplan von der zuständigen Behörde
für verbindlich erklärt werden.

Eine Verbindlichkeitserklärung erfolgt in Form
eines Verwaltungsaktes.

Folgende Möglichkeiten ergeben sich:

• öffentlich-rechtlicher Vertrag

• Genehmigung (begünstigender
Verwaltungsakt)

• im Rahmen einer Sanierungsanordnung. 

Im Vollzug des Verwaltungsaktes wird auf beste-
hende Instrumentarien des Landesverwaltungs-
verfahrensgesetzes zurückgegriffen.

Ein für verbindlich erklärter Sanierungsplan
schließt die Entscheidungen anderer beteiligter
Behörden ein (Konzentrationswirkung) mit Aus-
nahme von Vorhaben, die einer gesetzlich erfor-
derlichen Umweltverträglichkeitsprüfung unter-
liegen ein.

Die Konzentrationswirkung für mit eingeschlos-
sene Entscheidungen ist geknüpft an zwei Bedin-
gungen:

• das Einvernehmen mit den jeweils beteilig-
ten Behörden ist erreicht;

Beispiel:

– immissionsschutzrechtliche Genehmigung
für eine Bodenbehandlungsanlage

– abfallrechtliche Genehmigung

– wasserrechtliche Erlaubnis oder Bewilligung

• die mit eingeschlossenen Entscheidungen
sind im für verbindlich erklärten Sanierungs-
plan aufgeführt.

Die vorgesehene Konzentrationswirkung dient 
der Beschleunigung der Sanierungsverfahren.

Ein formelles Verfahren als Voraussetzung der
Verbindlichkeitserklärung ist nicht vorgesehen,
wird aber empfohlen, um anhörungspflichtige
Verfahren zu gewährleisten.

In der Verbindlichkeitserklärung kann die zu-
ständige Behörde Abänderungen und Nebenbe-
stimmungen aufnehmen; z.B., wenn im Zuge der
Konzentrationswirkung die Entscheidung anderer
beteiligter Behörden mit aufgenommen werden.

Abschluss eine Sanierungsvertrages

Der ausdrückliche Hinweis im § 13 Abs. 4 BBod
SchG auf die Möglichkeit zum Abschluss eines
Sanierungsvertrages zeigt, dass der öffentlich-
rechtliche Vertrag als sachgerechtes Instrumen-
tarium zur rechtlichen Absicherung gesehen wird.
In diesem Fall erfolgt die Verbindlichkeitserklä-
rung im Rahmen des öffentlich-rechtlichen Ver-
trages.

Vertragsparteien: Sanierungspflichtige und zu-
ständige Behörde, ggf. Einbe-
ziehung Dritter (z.B. Käufer des
zu sanierenden Grundstückes).
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Sanierungsuntersuchung/Sanierungsplanung

Tafel 10
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8.1 Allgemeines

Nach § 4 BBodSchG ergeben sich folgende
Pflichten zur Gefahrenabwehr:

• für jedermann, der auf den Boden einwirkt,

• für die Abwehr drohender schädlicher
Bodenveränderungen,

• für die Abwehr schädlicher Bodenverände-
rungen.

Zuständig für die Untersuchung und Sanierung
von schädlichen Bodenveränderungen und Alt-
lasten sind:

• Verursacher (Handlungsstörer) und der
Gesamtrechtsnachfolger,

• Grundstückseigentümer,

• Inhaber der tatsächlichen Gewalt über ein
Grundstück,

• die Person, die aus handelsrechtlichem und
gesellschaftsrechtlichem Rechtsgrund für
eine juristische Person einzustehen hat, der
ein Grundstück, das mit einer schädlichen
Bodenveränderung/Altlast belastet ist, ge-
hört,

• die Person, die Eigentum an einem belas-
teten Grundstück aufgibt,

• der frühere Eigentümer eines Grundstückes,
wenn er sein Eigentum nach dem 01. 03.
1999 übertragen hat und die schädliche
Bodenverunreinigung hierbei kannte oder
kennen musste.

Im Folgenden (Tafel 11) wird die Gefahrenabwehr

bei bereits eingetretenen Schäden betrachtet. 
Die Pflicht zur Gefahrenabwehr im Sinne des

BBodSchG beinhaltet im weiteren Sinne auch die
Untersuchungsmaßnahmen. Im Folgenden wird
jedoch die Sanierung von schädlichen Bodenver-
änderungen und von Altlasten sowie die dadurch
verursachten Verunreinigungen von Gewässern
betrachtet.

Ziel der Gefahrenabwehr ist es, schädliche Bo-
denveränderungen und Altlasten sowie dadurch
verursachte Verunreinigungen durch den Pflich-
tigen so zu sanieren, dass dauerhaft keine
Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche
Beeinträchtigungen für den Einzelnen oder die
Allgemeinheit entstehen. Als Sanierungsmaßnah-
men kommen hierzu neben Dekontaminations-
auch Sicherungsmaßnahmen in Betracht. Nach
Prüfung des folgenden Sachverhaltes, ob

eine Sanierung möglich und zumutbar ist, können
ggf. an Stelle von Sanierungsmaßnahmen auch
sonstige Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen
durchgeführt werden.

Maßnahmen zur Gefahrenabwehr

Die Gefahrenabwehr (Tafel 11) unterscheidet nach
§ 4 (3) BBodSchG die Sanierung,

die dann zu ergreifen ist, wenn mit angemessenen
Mitteln die Möglichkeit einer Dekontamination

8 Gefahrenabwehr
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und als gleichwertig die Möglichkeit der Sicherung

gegeben ist.

Dekontaminationsmaßnahmen umfassen alle
Maßnahmen, bei denen die Schadstoffe besei-
tigt werden (z.B. Aushub verunreinigten Bodens,
In-situ-Reinigung verunreinigten Grundwassers).
Im Gegensatz dazu verbleiben bei Sicherungs-
maßnahmen die Schadstoffe in gesicherter Lage,
so dass keine Beeinträchtigungen von der schäd-
lichen Bodenveränderung/Altlast ausgehen. Eine
Beseitigung der Gefahr wird von beiden Maßnah-
men gefordert.

Ist bereits ein Grundwasserschaden eingetreten,
so muss das Grundwasser mit in die Sanierung
einbezogen werden. Die Anforderungen an eine
Grundwassersanierung ergeben sich jedoch nicht
aus dem BBodSchG und der BBodSchV, sondern
aus dem Wasserrecht. Geregelt wird im BBod
SchG nur die Sanierungspflicht, nicht das „Wie“
der Gewässersanierung.

Maßgeblich bei der Festlegung der Pflichten der
Gefahrenabwehr ist die planungsrechtlich zuläs-
sige Nutzung des Grundstückes und das sich
daraus ergebende Schutzbedürfnis hinsichtlich
der Wirkungspfade Boden – Mensch und Bo-
den – Nutzpflanze und des Erhaltes der natür-
lichen Bodenfunktionen. Fehlen planungsrecht-
liche Festsetzungen, bestimmt die Prägung des
Gebietes unter Berücksichtigung der absehbaren
Entwicklung das Schutzbedürfnis.

Maßgeblich für die planungsrechtlich zulässige
Nutzung sind z.B.:

• Bebauungsplan

• Fachplanungen z.B. des Verkehrs- und
Abfallrechtes

nicht jedoch:

• Flächennutzungspläne nach BauGB

• Landschaftspläne nach BNatSchG

Die durch die Nutzung des Grundstückes be-
stimmten Sanierungsziele (Wirkungspfad Bo-
den – Nutzpflanze und Boden – Mensch) gelten
auch für den Wiedereinbau von Bodenmaterial
im Rahmen einer Sanierung eines betroffenen
Grundstückes, soweit das Wohl der Allgemeinheit
nicht beeinträchtigt wird. Zu beachten ist, dass 
für die Sanierungsziele beim Wirkungspfad Boden
– Grundwasser die Nutzung des Grundstückes
keine Rolle spielt.

Hinweis:

Die Wahl zwischen Dekontaminations- und
Sicherungsmaßnahmen wird dann einge-
schränkt, wenn gemäß § 4 (5) BBodSchG die
schädliche Bodenveränderung/Altlast nach
dem 01. 03.1999 eingetreten ist. Dann besitzt
die Dekontamination relativen Vorrang vor
anderen Gefahrenabwehrmaßnahmen. Zu be-
rücksichtigen ist dabei die Vorbelastung des
Bodens, die bereits zum 01. 03.1999 vorhan-
den war.

Ist eine Sanierung nicht möglich oder zumutbar, 
so sind

durchzuführen. Dieser Fall kann dann eintreten,
wenn keine geeigneten technischen Maßnahmen
für eine langfristige Sanierung möglich sind oder
die Kosten solcher Maßnahmen in keinem ange-
messenen Verhältnis zum Erfolg stehen.
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8.2 Sanierung

Dekontamination

Dekontaminationsmaßnahmen sind Maßnahmen
zur Beseitigung oder Verminderung der Schad-
stoffe.

Im Einzelnen sind dies Maßnahmen unter An-
wendung von z.B.

• mikrobiellem Abbau

• Desorptionsverfahren 
(z.B. Bodenluftabsaugung)

• nassmechanische Aufbereitung 
(z.B. Bodenwäsche)

Die Dekontamination kann in-situ, d.h. im Boden
selbst, erfolgen oder nach Auskofferung des
belasteten Bodens auf dem Grundstück selbst
(on-site) oder außerhalb (off-site).

Es ist darauf zu achten, dass durch eine ent-
sprechende Sanierungsbegleitung die sicher-
heitsrelevanten Parameter (z.B. Arbeitsschutz,
Immissionsschutz) und die sanierungsrelevanten
Parameter (z.B. Kontrollanalysen nach dem Aus-
hub) überwacht werden.

Das Erreichen des Sanierungszieles ist ggf. 
durch Eigenkontrollmaßnahmen nach Durchfüh-
rung der Dekontamination zu belegen. Nach § 15
Abs. 2 BBodSchG kann die zuständige Behörde
diese Eigenkontrollmaßnahmen anordnen und
sich auf Verlangen mitteilen lassen.

Üblicherweise bietet sich hierfür die Vorlage 
eines Sanierungsabschlussberichtes an, in dem
alle relevanten Daten zur Sanierungszielkontrolle
beinhaltet sind.

Die Behörde kann verlangen, dass diese Eigen-
kontrollmaßnahmen von einem Sachverständigen
nach § 18 BBodSchG durchgeführt werden.

Den Abschlussbericht und die Ergebnisse der
behördlich durchgeführten Überwachungsmaß-
nahmen hat die zuständige Behörde 5 Jahre 
lang aufzubewahren.

Sicherung

Sicherungsmaßnahmen verhindern oder vermei-
den die Ausbreitung der Schadstoffe, ohne diese
zu beseitigen.

Im Einzelnen sind dies Maßnahmen unter An-
wendung von z.B.

• Einkapselung

• Versiegelung

• Immobilisierung

• hydraulische/pneumatische Verfahren

Wie bei den Dekontaminationsmaßnahmen ist
eine sanierungsbegleitende Überwachung zu
empfehlen.

Insbesondere nach Abschluss der Einrichtung 
der Sicherungsmaßnahmen entstehen hier we-
sentlich vielfältigere und vor allem langfristigere
Überwachungsaufgaben, weil die Kontamination
vorhanden ist und auf absehbare Zeit auch ver-
bleibt.

Die verwendeten Sicherungselemente (z.B. Ein-
kapselungssysteme) haben jedoch endliche Funk-
tionsdauer und müssen also reparierbar sein.

Die Überwachung hat das Ziel, die Funktions-
tüchtigkeit des Sicherungssystems sicherzustel-
len und damit die Wirksamkeit zu belegen. 

Dazu können z.B. gehören:

• Überprüfung der Langzeitstabilität von Bau-
werken, z.B. Dichtwänden
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• Kontrolle der Langzeitstabilität der Immo-
bilisierung

• Emissionsüberwachung (z.B. Grundwasser-
messstellen)

Diese Maßnahmen sind bereits im Sanierungs-
plan darzustellen. Die zuständige Behörde kann,
z.B. wenn kein Sanierungsplan erforderlich ist,
diese Eigenkontrollmaßnahme anordnen und
deren Vorlage verlangen.

Üblicherweise werden die Ergebnisse in einem
festgelegten Zyklus in Form von Kontrollberich-
ten vorgelegt.

Für den Fall, dass die Wirksamkeit des Verfah-
rens versagt, sind bereits im Sanierungsplan
Nachbesserungsmöglichkeiten darzustellen.
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8.3 Schutz- und Beschränkungs-
maßnahmen

Dies sind sonstige Maßnahmen, die Gefahren, er-
hebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen
für den Einzelnen oder die Allgemeinheit verhin-
dern oder vermindern:

• Nutzungsbeschränkungen

• Bewirtschaftungsbeschränkungen

Diese Maßnahmen gewährleisten keine dauer-
hafte Gefahrenabwehr, daher werden hier lau-
fende Kontrollen hinsichtlich des verbleibenden
Gefahrenpotentials erforderlich.

Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen kom-
men auch als Sofortmaßnahmen zur Gefahren-
abwehr in Betracht.

Im Einzelnen sind dies z.B. Umzäunung des
Grundstückes, um den Zutritt zu beschränken 
und vor allem bei land- und forstwirtschaftlich
genutzten Flächen

• Anpassung der Nutzung von Böden (z.B. 
nur bestimmte Tierarten zur Beweidung von
Grünland)

• Anpassung der Bewirtschaftung von Böden
(z.B. Anbauverbote bestimmter Nutzpflan-
zen)

Bei der Festlegung von Schutz- und Beschrän-
kungsmaßnahmen auf land- und forstwirtschaft-
lich genutzten Flächen ist mit der zuständigen
landwirtschaftlichen Fachbehörde Einvernehmen
herbeizuführen.

Hinweis:

In der 3. VwV zum Bodenschutzgesetz Baden-
Württemberg sind Nutzungs- und Bewirt-
schaftungsbeschränkungen aufgeführt (3. VwV
Anorganische Schadstoffe, GABl. Nr. 30,
29.09.93).

Über die getroffenen Maßnahmen sind Aufzeich-
nungen zu führen:

Die Vorgehensweise hierfür ist im Gesetz und 
der Verordnung nicht näher geregelt.
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8.4 Kostenausgleich/Sicherheits-
leistungen

Im Rahmen der Gefahrenabwehr werden vom
Gesetzgeber an drei Stellen Kostenaus-
gleich-/Sicherheitsleistungen ermöglicht:

Festsetzung eines Wertausgleiches

Sachlage:

Ein Grundstück wurde mit öffentlichen Mitteln
untersucht und saniert. Der Pflichtige hat die
Kosten nicht in vollem Umfang getragen. Nach 
der Sanierung kann eine maßnahmenbedingte
Wertsteigerung entstehen, wenn der Verkehrswert
eines Grundstückes erhöht wurde.

Möglichkeit:

zuständige Behörde muss Wertausgleich fest-
setzen, wenn Bedingungen zutreffen.

Bedingungen:

• Verkehrswert nicht nur unwesentlich erhöht

• keine „Altlastenfreistellung“ nach Umwelt-
rahmengesetz (für Baden-Württemberg
nicht relevant)

• keine städtebaulichen Sanierungsgebiete.

Ausgleichshöhe:

• Verkehrswert nach Erkundungs- und Sanie-
rungsmaßnahmen – Verkehrswert ohne die-
se Maßnahmen = Ausgleichshöchstsatz

• Aufwendungen des Eigentümers sind ab-
zuziehen, soweit er diese nicht von Dritten
ersetzt bekommen hat

• jedoch maximal bis zur Höhe der eingesetz-
ten öffentlichen Mittel.

Fälligkeit des Ausgleichsbetrages:

• nach Abschluss der Sicherung der Sanie-
rung

• nach Festsetzung des Betrages durch die
zuständige Behörde, die jedoch spätestens 
4 Jahre nach Abschluss der Sanierung erfol-
gen muss.

Keine Festsetzung eines Ausgleichsbetrages kann
erfolgen:

• bei öffentlichem Interesse

• zur Vermeidung unbilliger Härten.

Absicherung des Wertausgleiches:

• durch Eintrag als öffentliche Last in das
Grundbuch.

Gewährleistung eines Ausgleiches für Be-
schränkungsmaßnahmen auf land- und forst-
wirtschaftlichen Flächen.

Sachlage:

Die zuständige Behörde trifft Anordnungen zur
Beschränkung der land- und forstwirtschaftlichen
Bodennutzung sowie zur Bewirtschaftung von
Böden (z.B. Anbauverbote).

Möglichkeit:

Dem Grundstückseigentümer oder Inhaber der
tatsächlichen Gewalt wird nach Maßgabe des
Landesrechtes ein angemessener Ausgleich ge-
währt.

Bedingungen:

• Grundstückseigentümer oder Inhaber der
tatsächlichen Gewalt über das Grundstück
sind nicht Verursacher der schädlichen
Bodenveränderung

• besondere Härte liegt vor, d.h. die Nut-
zungsbeschränkung würde zu einer über 
die damit verbundene allgemeine Belastung
erheblich hinausgehen.
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Ausgleichshöhe:

• nach Maßgabe des Landesrechtes.

Verlangen einer Sicherheitsleistung zur Auf-
rechterhaltung von Sicherungs- und Über-
wachungsmaßnahmen.

Sachlage:

nach § 10 BBodSchG
Die zuständige Behörde kann Sicherheiten für 
die Aufrechterhaltung von Sicherungs- und Über-
wachungsmaßnahmen fordern.

Möglichkeit:

Die Sicherheitsleistung wird in Form einer selbst-
schuldnerischen Bürgschaft festgelegt.

Bedingungen:

Ermessensentscheidung der Behörden.
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Gefahrenabwehr

Tafel 11
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Behördliche Überwachung

Nach § 15 Abs. 1 BBodSchG wird den zuständi-
gen Behörden die Aufgabe zugewiesen, Altlasten
und altlastverdächtige Flächen zu überwachen.
Da diese Regelung im Dritten Teil des BBodSchG
erfolgt, umfasst sie nicht die Verdachtsflächen und
schädlichen Bodenveränderungen. Durch länder-
spezifische Regelungen können diese Aufgaben
auf die Verdachtsflächen und schädlichen Bo-
denveränderungen erweitert werden.

Die behördliche Überwachung gilt sowohl für 
die Erfassung, orientierende Untersuchung und
Detailuntersuchung als auch für Sanierungsunter-
suchung, Sanierungsplanung und Gefahrenab-
wehr. Die Überwachung erstreckt sich auf alle
gesetzlichen und durch Rechtsverordnungen kon-
kretisierten Anforderungen. Die Ablaufdiagramme
der vorliegenden Arbeitshilfe sollen die Überwa-
chungsaufgaben und notwendigen behördlichen
Entscheidungen unterstützen.
Insbesondere sind Überwachungsaufgaben bei
der Überprüfung von Sicherungs-, Schutz- und
Beschränkungsmaßnahmen erforderlich. Wie in
Kap. 7 erläutert, empfiehlt es sich, bereits im
Rahmen der Verbindlichkeitserklärung des Sanie-
rungsplanes die notwendigen Dokumentationen
und Fristen mit entsprechender Ergebnisvorlage
festzulegen. Die durchzuführenden Eigenkontroll-
maßnahmen des Sanierungspflichtigen obliegen
der behördlichen Überwachung.

Die Aufzeichnungen zur behördlichen Über-
wachung sind 5 Jahre aufzubewahren. Vergleiche
hierzu BBodSchG § 15 Abs. 3.

Eigenkontrolle

Bei Altlasten wird die Überwachung von Sanie-
rungsmaßnahmen und Schutz- und Beschrän-
kungsmaßnahmen durch den Verpflichteten in 
§ 15 Abs. 2 BBodSchG geregelt. Diese Eigen-
kontrollmaßnahmen können von der zuständigen
Behörde verlangt werden. Sie umfassen z.B. Kon-
trollen während der Sanierung, wie z.B. Boden-
und Grundwasseruntersuchungen oder auch die
Einrichtung von Messstellen.

Insbesondere nach Durchführung von Siche-
rungs-, Schutz- und Beschränkungsmaßnahmen
werden Maßnahmen zur Eigenkontrolle erforder-
lich.

Ergebnisse von Eigenkontrollmaßnahmen sind 
auf Verlangen der zuständigen Behörde mitzu-
teilen. Die Behörde hat wiederum diese Auf-
zeichnungen sowie die Ergebnisse der eigenen
behördlichen Überwachung fünf Jahre lang auf-
zubewahren.

Hinweis:

Die zuständige Behörde kann verlangen, dass
die Eigenkontrollmaßnahmen von einem Sach-
verständigen nach § 18 BBodSchG durchge-
führt werden. Entsprechend gilt dies für die
Untersuchungsstellen.

9 Behördliche Überwachung und Eigenkontrolle
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Anhang

Steckbriefe relevanter Unterlagen

1 BGR 128 (früher ZH 183)/Baustellenverordnung BaustellV

2 VDI 3865, Blatt 1 und 2

3 2. VwV Bodenproben

4 FIS – AGB Ursachenschlüssel

5 XUMA – Analysenplan

6 DIN 4021: 10.90

7 E DIN ISO 10381-1...4

8 E DIN ISO 14507

9 DIN ISO 11464

10 DIN EN 932-1

11 DIN 18123

12 DIN EN ISO 5667-3

13 Bodenkundliche Kartieranleitung – 4. Auflage
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

Titel: Berufsgenossenschaftliche Regeln für Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Arbeit in
kontaminierten Bereichen.

Inhalt: Organisatorische und technische Lösungen beim Arbeiten in kontaminierten Bereichen.

BBodSchV – Anhang 1

1: Bei Festlegung des Untersuchungsumfan-
ges sind in Abhängigkeit der Charakteristik
des Schadensfalls die Schutzmaßnahmen
zu berücksichtigen.

BGR 128 (ZH 1/183) 

Kapitel 10: Vorausgehende Untersuchungen

10.1: Begehung

10.2: Bohrungen und Sondierungen

10.3: Arbeiten in und an Schürfgräben und
Schürfen

Bezug: Berufsgenossenschaftliche Zentrale für Sicherheit und Gesundheit BGZ
Alte Heerstraße 111

53757 Sankt Augustin

BGR 128 (früher ZH 1/183)/Baustellenverordnung BaustellV 1 1/2 
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

Titel: Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen.

Inhalt: Regelt die Anforderungen an den Sicherheits- und Gesundheitsschutz auf Baustellen, ins-
besondere die Notwendigkeit eines SiGe-Planes (Sicherheits- und Gesundheitsplan) und
eines SiGe-Koordinators.

Bezug: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH
Postfach 13 20

53003 Bonn

Baustellenverordnung BaustellV 1 2/2

Die BaustellV wird i.d.R. nur im Bereich der Gefahrenabwehr (Sanierung) Anwendung finden. Ein 
SiGe-Plan ist ab einer bestimmten Größe/Dauer einer Baustelle und in Abhängigkeit von der Zahl der
Auftragnehmer abhängig.

Die Anforderungen für den SiGe-Plan im Hinblick auf Arbeiten in kontaminierten Bereichen regelt die 
BGR 128 (ZH 1/183)  1 1/2 . Dementsprechend sind auf Sanierungsbaustellen die Aufgaben nach 
BaustellV und nach der BGR 128 (ZH 1/183) jeweils durch entsprechende Koordinatoren wahrzuneh-
men. Die BaustellV regelt u.a. die Verantwortlichkeit des Bauherrn.
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Bezug: VDI-Verlag GmbH,

Düsseldorf

Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

Titel: VDI 3865, Blatt 1 + 2

Blatt 1: Messen leichtflüchtiger halogenierter Kohlenwasserstoffe, Messplanung für Boden-
luftuntersuchungsverfahren.

Blatt 2: Techniken für die aktive Entnahme von Bodenluftproben.

Inhalt: Hinweise zur Messplanung und -strategie für den Einsatz von Bodenluftuntersuchungen zur
Ermittlung der Art, Höhe und Ausdehnung der Kontamination. Beschreibung unterschied-
licher Techniken zur Entnahme von Bodenluftproben.

VDI 3865, Blatt 1 und 2 2

BBodSchV – Anhang 1 

2.2: Bodenluftprobennahme

2.4.2: Entnahme von Bodenluftproben

VDI 3865

Probennahmeplanung Bodenluft

• Anlegen von Probennahmestellen
• Punktuelle Bodenluftmessungen zur Scha-

denseingrenzung
– Mindestentnahmetiefe 1 m
– Verhältnis zwischen Außentemperatur und

Bodentemperatur kann zu Schadstoffver-
lusten oder –anreicherung führen

• Feststellen der Schadstoffabdrift
• Auswahl der geeigneten Verfahren

– Verfahren mit Anreicherung (Adsorption)
– Verfahren ohne Anreicherung (Kleinmen-

genentnahme, Direktmessung)
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Bezug: Gemeinsames Amtsblatt GABL
No. 30 vom 29.09.1993

Titel: Zweite Verwaltungsvorschrift des Umweltministeriums zum Bodenschutzgesetz über die
Probennahme und -aufbereitung (VwV Bodenproben).

Inhalt: Regelungen zur einzelfallbezogenen Entnahme von Bodenproben und deren Aufbereitung
zur Untersuchung.

2. VwV Bodenproben 3

Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

SBV-Anwendung: ! Nur noch eingeschränkt gültig !

Anlage 1: Darstellung Probennahmetiefen und Horizontalbeprobung

Anlage 2: Schätzung Humusgehalt

Anlage 3: Ermittlung Tongehaltsgruppe

Anlage 4: Bodensättigungsextrakt

Wichtig! Anlage 5: Standard-Probenprotokoll
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Bezug: Landesanstalt für Umweltschutz
Griesbachstr. 1

76185 Karlsruhe

Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

Titel: FIS – AGB Ursachenschlüssel
(„WAABIS-Branchenkatalog“).

Inhalt: Liste mit altlastrelevanten Branchen, die zu einer schädlichen Bodenverunreinigung führen
können und Angabe möglicher Schadstoffe.

FIS – AGB Ursachenschlüssel 4

Im Rahmen der Erfassung zur Prüfung von Anhaltspunkten sowie der Festlegung des Parameterumfangs
für orientierende Untersuchung.
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Bezug: Landesanstalt für Umweltschutz
Griesbachstr. 1

76185 Karlsruhe

Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten 

Titel: XUMA – Analysenplan

Inhalt: XUMA-Analysenplan dient der Parameterzusammenstellung für die technische Erkundung
von Altstandorten. Ausgehend von einer Branche oder einem bestimmten Verfahrensschritt
kann mit dem Programm ein für diese Branche spezifischer Parametersatz, der „Analysen-
plan“ erstellt werden. Die Analyse auf diese spezifischen Parameter ermöglicht dann Aussa-
gen über mögliche Kontaminationen auf dem Standort. Der Parameterumfang unterscheidet
sich wesentlich von Standardplänen, wie sie beispielsweise im Altlastenhandbuch Baden-
Württemberg definiert sind. Die Parameterauswahl beruht auf der Kenntnis der Stoffe, die in
der jeweiligen Branche zum Einsatz kamen.

Für ein erstes update soll das Programm in Zusammenarbeit mit dem Umweltbundesamt um
zusätzliche Branchen erweitert werden. Dies sind in erster Linie die Rüstungsaltstandorte und
die WGT-Liegenschaften (Militärgelände der Westgruppe der ehem. sowjetischen Truppen).
Die Daten dazu stammen aus den entsprechenden Berichten des Umweltbundesamtes
(43/94 und 36/95).

XUMA – Analysenplan 5

Festlegung von Parameterumfängen für spezifische Branchen für orientierende Untersuchung und
Detailuntersuchung.
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten 

Titel: Baugrundaufschluss durch Schürfe und Bohrungen sowie Entnahme von Proben

Inhalt: Für Planung/Vergabe/Ausführung von Schürfen und Bohrungen zur Erkundung des 
Baugrundes:

• Aufschlüsse im Boden

• Aufschlüsse im Fels

• Aufschlüsse der Wasserverhältnisse

DIN 4021: 10.90 6

BBodSchV – Anhang 1 

2.2.3: Eignung von Probennahmegeräten bei
Feststellung der vertikalen Schadstoff-
verteilung

2.4.1: Verfahren zur Entnahme von Boden, 
Bodenmaterial und sonstigen Materialien

DIN 4021

5.2: Bohrungen
Schema zur Auswahl des Bohrverfahrens
nach Art der gewinnbaren Proben

6.: Entnahme von Bodenmaterial
Schürfe, Bohrlöcher, Bohrproben

Eignung von Geräten zur Probennahme bei der Feststellung der vertikalen Schadstoffverteilung 
(Bohrungen).

Beprobung – der ungesättigten Zone
– der mutmaßlichen Schadstoffanreicherung
– unterhalb der Schadstoffanreicherung
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

Titel: E DIN ISO 10381-1 Bodenbeschaffenheit – Probennahme
Teil 1: Anleitung zur Aufstellung von Probennahmeprogrammen

Inhalt: Zur Aufstellung von Probennahmeprogrammen zur Charakterisierung und Kontrolle der
Bodenbeschaffenheit und zur Feststellung von Bodenverunreinigungsquellen und der Wir-
kungen von Verunreinigungen auf Böden und vergleichbare Materialien. Wesentliche Inhalte:

• Probennahme zur Ermittlung der allgemeinen Bodenbeschaffenheit

• Probennahme im Zuge der Erstellung von Bodenkarten

• Probennahme zur Unterstützung gesetzlicher und behördlicher Maßnahmen

• Probennahme zur Gefährdungs- und Risikoabschätzung

Weitere Ausführungen zu Geländearbeiten, Probennahmepersonal, Probennahmeorte, 
Probennahmebericht.

E DIN ISO 10381-1 7 1/4

BBodSchV – Anhang 1 

2.1.2: Probennahme auf landwirtschaftlich, gar-
tenbaulich genutzten Böden

2.5: Auswahl von Probennahmegefäßen, Pro-
benkonservierung, -transport und -lage-
rung

E DIN ISO 10381-1

Allgemeinverständliche und vollständige Darstel-
lung aller Punkte, die bei der Probennahme-
planung zu beachten sind. Probennahmetiefen
entsprechen nicht der BBodSchV. Im Anhang C:
Grundlagen geostatischer Verfahren für verschie-
dene Probennahmemuster.

Vorgaben zur Erstellung von Probennahmeprogrammen unter Berücksichtigung von Verteilungshypo-
thesen. Definition von Anforderungen an Probennehmer und Dokumentation der Probennahme.
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten 

Titel: E DIN ISO 10381-2 Bodenbeschaffenheit – Probennahme
Teil 2: Anleitung für Probennahmeverfahren

Inhalt: Anleitung für die Auswahl und Anwendung einzusetzender Geräte und Verfahren, um sowohl
Proben in gestörter als auch in ungestörter Lagerung aus unterschiedlichen Tiefen richtig
entnehmen zu können.

Die Probennahmeverfahren sind so zu wählen, dass die Sammlung und Übergabe der 
Proben an das Laboratorium ermöglicht wird, um Angaben zur

• Pedologie,

• Verteilung natürlicher und anthropogener Böden,

• Zusammensetzung der Böden (chemisch, mineralisch, biologisch),

• physikalische Eigenschaften,

zu gewinnen.

E DIN ISO 10381-2 7 2/4

BBodSchV – Anhang 1 

2.1.2: Eignung von Probennahmegeräten bei 
der Probennahme auf landwirtschaftlich,
gartenbaulich genutzten Böden

2.4.1: Verfahren zur Entnahme von Boden,
Bodenmaterial und sonstigen Materialien

E DIN ISO 10381-2

8. Probennahmeverfahren
Schema zur Entscheidungsfindung  

5. Wahl des Probennahmeverfahrens
– gestörte Lagerung
– ungestörte Lagerung 

8. Probennahmeverfahren
Schema zur Entscheidungsfindung

Beschreibung und Anwendung der Verfahren zum Bohren und zur Probennahme. Schürfe sollten zur
Vermeidung einer evtl. Verbreitung der Kontamination außer acht gelassen werden.
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

Titel: E DIN ISO 10381-3 Bodenbeschaffenheit – Probennahme
Teil 3: Anleitung zur Sicherheit

Inhalt: Beschreibung der möglicherweise vorhandenen Gefährdungen, wenn Bodenproben oder
Proben anderer bodenähnlicher Materialien gesammelt werden, einschließlich der Gefähr-
dungen, die bei der Durchführung der Probennahme zusätzlich zu den Gefährdungen durch
Kontamination und anderen physikalischen Gefährdungen entstehen können. Beschreibung
von Vorkehrungen, um Risiken bei Probennahmen oder Geländeuntersuchungen kontrolliert
und gering zu halten. Ziele dieser Anleitung:

• Feststellung der Gefährdung

• Angabe von Verfahrensweisen für die Untersuchungsleitung

• Angabe zu Vorkehrungen für Personenschutz und Reinigungsanlagen

• Angabe von Arbeitsverfahren zur Minimierung der Gefährdungen

E DIN ISO 10381-3 7 3/4

BBodSchV – Anhang 1 

1: Bei Festlegung des Untersuchungsumfan-
ges sind in Abhängigkeit der Charakteristik
des Schadensfalles die Schutzmaßnahmen zu
berücksichtigen.

E DIN ISO 10381-3  

Detaillierte Beschreibung möglicher Gefährdun-
gen und Beschreibung der notwendigen Schutz-
maßnahmen. Überschneidung mit BGR 128 
(ZH 1/183).

Aufgrund der Kenntnis/Vermutung über das Vorkommen bestimmter Schadstoffe und deren Verteilung
sind die sich daraus ergebenden Schutzbedürfnisse zu berücksichtigen.
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

Titel: E DIN ISO 10381-4 Bodenbeschaffenheit – Probennahme
Teil 4: Anleitung für das Vorgehen bei der Untersuchung von natürlichen und naturnahen
Kulturstandorten

Inhalt: Beschreibung der Probennahme bei:

• natürlichen und naturnahen Standorten

• landwirtschaftlich genutzten Flächen

• gärtnerisch genutzten Flächen

• Flächen von Sonderkulturen

• forstlichen Flächen und Wälder

Für Bodenuntersuchungen und -beurteilungen im Feld sowie im Laboratorium im Anschluss
an die Probennahme.

E DIN ISO 10381-4 7 4/4

BBodSchV – Anhang 1

2.1.2: Probennahme auf landwirtschaftlich, gar-
tenbaulich genutzten Böden

E DIN ISO 10381-4

6.1 Probenanzahl

7.1 Beprobung von Oberboden – gestörte
Lagerung

8.1 Beprobung von Ackerboden – ungestörte
Lagerung

Festlegung von 

• Probennahmestellen/-punkten

• Probennahmeart

• Probennahmeverfahren und -geräten

• Probennahmerhythmus

• Probennahmetransport und -lagerung
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

Titel: E DIN ISO 14507
Probenvorbehandlung für die Bestimmung von organischen Verunreinigungen in Böden.

E DIN ISO 14507 8

BBodSchV – Anhang 1 

3.1.1: Probenvorbehandlung für die Bestimmung
physikalisch-chemischer Eigenschaften
und organischer Schadstoffe 

E DIN ISO 14507  

Keine allgemein gültige Empfehlung zur Vorbe-
handlung

Keine allgemein gültige Empfehlung zur Vorbehandlung, da Probenvorbehandlung von

– Korngrößenzusammensetzung

– Verunreinigung

– gewünschte Genauigkeit des Analysenergebnisses
abhängt.

• Korngröße < 2 mm (homogene Verteilung des Schadstoffes): weitere Zerkleinerung nicht
nötig.

• Korngröße > 2 mm (inhomogene Verteilung des Schadstoffes): weitere Zerkleinerung ist
erforderlich.
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten 

Titel: DIN ISO 11464
Probenvorbehandlung für physikalisch-chemische Untersuchungen.

DIN ISO 11464 9

BBodSchV – Anhang 1 

3.1.1: Probenvorbehandlung für die Bestimmung
physikalisch-chemischer Eigenschaften
und organischer Schadstoffe 

DIN ISO 11464  

Ablaufschema zur Probenvorbehandlung; Seite 3

Probenvorbehandlung, einschließlich Trockenlegung des Probenmaterials, für die Bestimmung der
physikalisch-chemischen Eigenschaften und der Bestimmung der anorganischen Schadstoffe.
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten 

Titel: DIN EN 932-1 Prüfverfahren für allgemeine Eigenschaften von Gesteinskörnungen
Teil 1: Probennahmeverfahren

Inhalt: Beschreibung von Verfahren zur Entnahme von Proben aus Gesteinskörnungen (manuelle,
mechanische oder automatische Probennahme) aus Lieferungen sowie aus Aufbereitungs-
und Bearbeitungsanlagen einschließlich Vorratslagern. Gilt für Sammel- wie für Einzelproben.

DIN EN 932-1 10

BBodSchV – Anhang 1  

2.3: Probennahmeplanung bei abgeschobe-
nem und ausgehobenem Bodenmaterial 

DIN EN 932-1  

8.8: Probennahme aus Aufschüttungen

Probennahmeplanung bei abgeschobenem und ausgehobenem Bodenmaterial.
Probennahmemenge und Probennahmeverfahren richten sich nach Form und Größe der Aufschüttung.
Die Anordnung und Anzahl der Einzelproben muss den Aufbau und die Form der Aufschüttung sowie die
Möglichkeit der Entwicklung innerhalb der Aufschüttung berücksichtigen.
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

Titel: DIN 18123
Baugrund, Untersuchung von Bodenproben
Bestimmung der Korngrößenverteilung.

Inhalt: Grundlage für die Benennung und Klassifizierung von Böden.

Korngrößenverteilung als Grundlage für Beurteilungs- und Anwendungskriterien von Böden.
Unterschiedliche Verfahren zur Bestimmung der Korngrößenverteilung:

• Siebung

• Sedimentation

DIN 18123 11

BBodSchV – Anhang 1

2.4.1: Probennahmemenge bei Beprobung von
Böden, Bodenmaterial und sonstigen
Materialien

DIN 18123

5.3: Probennahmemenge in Abhängigkeit des
vorhandenen Größtkorns

Festlegung der Bodenprobenmenge richtet sich nach dem Größtkorn. Die Probenmenge muss so ge-
wählt werden, dass Laboruntersuchungen durchgeführt werden können und Rückstellproben gebildet
werden können.

Materialien > 2 mm (Grobstoffe) und Fremdmaterialien sind gesondert zu erfassen und der Untersuchung
zuzuführen.
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten 

Titel: DIN EN ISO 5667-3 Wasserbeschaffenheit – Probennahme
Teil 3: Anleitung zur Konservierung und Handhabung von Proben

Inhalt: Hinweise zur Probenkonservierung und zum Probentransport, gültig für Wasserproben. 
Hinweise in Abhängigkeit der zu bestimmenden Parameter.

DIN EN ISO 5667-3 12

BBodSchV – Anhang 1

2.5: Auswahl von Probennahmegefäßen, Pro-
benkonservierung, -transport und -lage-
rung

DIN EN ISO 5667-3

3.2.2: Wahl geeigneter Probenbehälter

3.2.4: Kühlen oder Tiefgefrieren von Proben

5: Probentransport

Im Anhang Tabellen zur Probenkonservierung

Probenkonservierung, -transport und -lagerung

• Ursachen für die Probenveränderung

• Mögliche Vorkehrungen

• Probenkennzeichnung

• Probeneingang im Labor

Analytik

• physikalisch-chemische Eigenschaften

• anorganische Schadstoffe

• organische Schadstoffe

• Eluate und Bodensickerwasser
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Anwendung auf schädliche Bodenveränderungen (SBV) und Altlasten

Titel: Arbeitskreis Bodenkunde der Geologischen Landesämter und der Bundesanstalt für Geo-
wissenschaften und Rohstoffe (1994):
Bodenkundliche Kartieranleitung, 4. verbesserte und erweiterte Auflage, berichtigter Nach-
druck Hannover 1996, E. Schweizerbart’sche Verlagsbuchhandlung, Stuttgart.

Inhalt: Umfangreiche Anleitung zur Durchführung von Bodenkartierungen, wobei die Handhabung
ohne bodenkundliche Grundkenntnisse nur bedingt möglich ist. Die Kartieranleitung umfasst
insbesondere:
– Beschreibung und Bezeichnung von Bodenhorizonten
– Beschreibung und Bezeichnung der sich aus bestimmten Horizontfolgen ergebenden

Bodentypen
– Anleitung zur Beschreibung geologischer, geomorphologischer, klimatischer und hydro-

logischer Verhältnisse hinsichtlich ihres Einflusses auf Bodenbildung und -zustand
– Beschreibung physikalischer und chemischer Kenngrößen bei der Bodencharakteri-

sierung
– Anleitung zur Bodenkartierung unter speziellen Fragestellungen, z.B. im Rahmen von

Schwermetall- oder vegetationsökologischen Untersuchungen.

Bodenkundliche Kartieranleitung – 4. Auflage 13 1/2

BBodSchV – Anhang 1

1.1: Bodenansprache in dem Umfang, der für
die Gefahrenbeurteilung notwendig ist

2.1: Ermittlung der Horizontabfolgen hinsicht-
lich einer horizontweisen Probennahme

Bodenkundliche Kartieranleitung

Teil A
5.8: Ermittlung horizontbezogener Daten, wie

z.B. Humusgehalt, Bodenart, Horizont-
bestimmung

Teil A
5.8: Ermittlung horizontbezogener Daten
Teil A
5.9: Profilkennzeichnung, Systematik der Bo-

dentypen

Insbesondere durch Bestimmung von Bodentyp, Bodenart und Ausgangssubstrat lassen sich Aussagen
über die Mobilität von Schadstoffen sowie geogen und pedogen bedingte Grundgehalte und eventuelle
Reaktionswege treffen. Dabei können relevante chemische Größen wie z.B. die Bodenreaktion ebenfalls
abgeschätzt werden.
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Bodenkundliche Kartieranleitung – 4. Auflage 13 2/2

BBodSchV – Anhang 1

Tabelle 3:
Bestimmung der Korngrößenverteilung durch
„Fingerprobe im Gelände“

4.1: Dokumentation der Probennahme, u.a. mit
Angaben zur Bodenhorizonten

BBodSchV – Anhang 2

4.3: Unterscheidung von Vorsorgewerten nach
den Hauptbodenarten

Bodenkundliche Kartieranleitung

Teil A
5.8.14: Bestimmung der Bodenart 

(bes. Tabelle 29)

Teil A
5.8: Horizontbezogene Daten

Teil A
5.9: Profilkennzeichnung

Teil A
5.8.14: Bestimmung der Bodenart 

(bes. Tabelle 29)



„Bodenschutz“
ISSN 0949-0256

Titel Band Jahr der Preis
Herausgabe (falls lieferbar)

Bodendauerbeobachtung in Baden-Württemberg 1 1999 15,00 DM
Untersuchungen ausgewählter organischer (7,67 Euro)

Schadstoffe und mikrobiologische Charakterisierung 
der Standorte

Ermittlung atmosphärischer Stoffeinträge 2 1999 24,00 DM
in den Boden (12,27 Euro)

Nutzung neuer Sammel- und Nachweisverfahren – 
Verbundvorhaben Ergebnisse 1998

Bodenaushub ist mehr als Abfall 3 1999 24,00 DM
(12,27 Euro)

Erhebungsuntersuchungen zur Qualität von 4 2000 21,00 DM
Geländeauffüllungen (10,76 Euro)

Bewertung von Auftragsböden nach ihrer 
Leistungsfähigkeit

Geologische Naturdenkmale im 5 2000 21,00 DM
Regierungsbezirk Karlsruhe (10,76 Euro)

Eine Zusammenstellung geschützter und 
schutzwürdiger geologischer Objekte 

(Nachdruck der Originalversion von 1984)
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